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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Mühlenteich“ 

Vom 24. Juli 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I S. 124), verordnet der Mi­
nister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Ostprignitz-
Ruppin wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Natur­
schutzgebiet trägt die Bezeichnung „Mühlenteich“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 71 Hektar. 
Es umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flure: 

Bork-Lellichow Bork 1, 5, 6, 7. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer topografi­
schen Karte im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit un­
unterbrochener Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere 
Rand dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung zu­
sätzlich eine Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich 
ist die Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
beim Landkreis Ostprignitz-Ruppin, untere Naturschutzbehör­
de, von jedermann während der Dienstzeiten kostenlos einge­
sehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes als Teil einer glazia­
len Schmelzwasserabflussrinne in der naturräumlichen Einheit 
Dosseniederung, mit zum Teil verlandenden Restgewässern, ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung 

a)	 als Lebensraum wild lebender Pflanzengesellschaften, 
insbesondere von Verlandungsgesellschaften, wie bei­
spielsweise Röhrichte und Großseggenriede, 

b)	 als Lebensraum wild lebender Tierarten, insbesondere 
als Brut- und Nahrungsgebiet für röhrichtbewohnende 
Vogelarten und als Rückzugsgebiet für Reptilien, Am­
phibien und an aquatische Lebensräume gebundene 
Säugetiere sowie als regional bedeutsamer Sammel­
und Rastplatz nordischer Zugvögel; 

2.	 die Erhaltung und Entwicklung der Lebensräume wild le­
bender Pflanzenarten, darunter einiger nach § 10 Abs. 2 
Nr. 10 des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschütz­
ter Arten, beispielsweise Wasser-Schwertlilie (Iris pseuda­
corus), Große Teichrose (Nuphar lutea) und Zungen-Hah-
nenfuß (Ranunculus lingua); 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
beziehungsweise Rückzugsraum und potenzielles Wieder­
ausbreitungszentrum wild lebender Tierarten, darunter 
zahlreicher nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 des Bundesna­
turschutzgesetzes besonders und streng geschützter Vogel­
arten, beispielsweise Große Rohrdommel (Botaurus stella­
ris), Kranich (Grus grus), Schwarzstorch (Ciconia nigra), 
Rothalstaucher (Podiceps grisegena) und Eisvogel (Alcedo 
atthis); 

4.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als wesent­
licher Teil des regionalen Biotopverbundes zwischen den 
Naturschutzgebieten „Bückwitzer See und Rohrlacker Gra­
ben“ und „Stepenitz“. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwick-
lung 

1.	 von natürlichen eutrophen Seen mit einer Vegetation vom 
Typ Hydrocharition, von Flüssen der planaren Stufe mit Ve­
getation des Ranunculion fluitantis und des Callitricho-Bat-
rachion, von feuchten Hochstaudenfluren der planaren Stu­
fe, von mitteleuropäischen Stieleichenwäldern sowie von 
alten bodensauren Eichenwäldern auf Sandebenen mit 
Quercus robur als Lebensraumtypen nach Anhang I der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er­
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild leben­
den Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zuletzt 
geändert durch Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober 1997 
(ABl. EG Nr. L 305 S. 42) - Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; 

2.	 von Auen-Wäldern mit Alnus glutinosa und Fraxinus ex­
celsior als prioritärer Lebensraumtyp nach Anhang I der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; 

3.	 der Habitate und Population des Fischotters (Lutra lutra) 
als Tierart nach Anhang II der Fauna-Flora-Habitat-Richtli-
nie, einschließlich seiner für Fortpflanzung, Ernährung, 
Wanderung und Überwinterung wichtigen Lebensräume. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
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das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
versiegeln oder zu verunreinigen; 

6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung zu ändern; 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten Stra­
ßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht oder auf 
Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes gekenn­
zeichneten Reitwege zu reiten; 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

12. zu baden oder zu tauchen; 

13. Wasserfahrzeuge aller Art zu benutzen; 

14. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 

15. Hunde frei laufen zu lassen; 

16. Be- oder Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 
Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge­
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise 
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

17. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klärschlamm 
auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzulagern; die 
§§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben unberührt; 

18. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

19. Fische oder Wasservögel zu füttern; 

20. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

21. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstät­
ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer­
stören; 

22. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

23. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden; 

24. Wiesen, Weiden oder sonstiges Grünland umzubrechen 
oder neu anzusäen. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 die in § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 2 genannten Waldgesell­
schaften „Mitteleuropäischer Stieleichenwald“, „alte 
bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Quercus 
robur“ sowie „Auen-Wälder mit Alnus glutinosa und 
Fraxinus excelsior“ zu erhalten sind und der Einsatz 
von Harvestern innerhalb dieser Gesellschaften unzu­
lässig ist, 

b)	 in den mitteleuropäischen Stieleichenwäldern und al­
ten bodensauren Eichenwäldern auf Sandebenen mit 
Quercus robur eine Nutzung ausschließlich einzel­
stammweise oder kleingruppenweise, das heißt von 
maximal zwei bis fünf Stämmen erfolgt, 

c)	 in den Auen-Wäldern mit Alnus glutinosa und Fraxinus 
excelsior eine Nutzung ausschließlich einzelstamm­
weise und nur bei gefrorenem Boden erfolgt, 

d)	 Kahlhiebe nur in den Kiefernforsten und bis ein Hektar 
zulässig sind, 

e)	 nur Baumarten der potenziell natürlichen Vegetation 
eingebracht werden dürfen, 

f)	 in den unter Buchstabe a genannten Waldgesellschaf­
ten stehendes Totholz mit mehr als 30 Zentimetern 
Stammdurchmesser in 1,30 Metern Höhe über dem 
Stammfuß nicht gefällt wird und liegendes Totholz an 
Ort und Stelle verbleibt, 
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g)	 Bodenbearbeitung nur zur Unterstützung der ange­
strebten Verjüngung kleinflächig erfolgt, 

h)	 § 4 Abs. 2 Nr. 17 und 23 gilt; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des 
Fischereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsge­
mäße fischereiwirtschaftliche Flächennutzung in der bis­
herigen Art und auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten 
Flächen mit der Maßgabe, dass 

a)	 Fanggeräte und Fangmittel so einzusetzen oder auszu­
statten sind, dass ein Einschwimmen und eine Gefähr­
dung des Fischotters weitgehend ausgeschlossen ist, 

b)	 die Elektrofischerei ganzjährig nur in dem in der topo­
grafischen Karte gekennzeichneten Bereich des Borker 
Sees („Mühlenteich“, Flurstück 88/9 teilweise, Flur 7, 
Gemarkung Bork) zulässig ist, 

c)	 die Elektrofischerei zu wissenschaftlichen Zwecken 
und für Hegemaßnahmen auf den Überflutungsflächen 
im nördlichen Bereich nur im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde und außerhalb des Zeit­
raumes vom 1. März bis zum 30. Juni eines jeden Jah­
res zulässig ist; 

3.	 die rechtmäßige Ausübung der Angelfischerei mit der Maß­
gabe, dass 

a)	 die Angelfischerei vom Ufer und vom Eis aus auf den 
in der topografischen Karte gekennzeichneten Bereich 
des Borker Sees („Mühlenteich“, Flurstück 88/9 teil­
weise, Flur 7, Gemarkung Bork) beschränkt ist, 

b)	 § 4 Abs. 2 Nr. 13 gilt; 

4.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass 

aa) in der Zeit vom 1. März bis zum 30. Juni eines je­
den Jahres die Jagd nur vom Ansitz aus gestattet ist, 

bb) die Jagd auf Wasservögel erst nach dem 14. No­
vember eines jeden Jahres gestattet ist, 

b)	 die Errichtung ortsunveränderlicher jagdlicher Einrich­
tungen mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehör­
de. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Schutz­
zweck nicht beeinträchtigt wird. 

Transportable und mobile Ansitzeinrichtungen sind der 
unteren Naturschutzbehörde vor der Errichtung anzu­
zeigen. Die untere Naturschutzbehörde kann in begrün­
deten Einzelfällen das Aufstellen verbieten. Die Ent­
scheidung hierüber soll unverzüglich erfolgen, 

c)	 die Anlage von Kirrungen außerhalb geschützter Bio­
tope; 

5.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßengeset­
zes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen Ver­
kehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des § 78 
des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsgemäße 
Unterhaltung der Gewässer sowie die ordnungsgemäße 
Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender Anlagen je­
weils im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde; 

6.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

7.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

8.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von der 
zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet worden sind; 

9.	 behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

10. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 Der in § 3 Abs. 2 Nr. 1 genannte Lebensraumtyp „Feuchte 
Hochstaudenfluren der planaren Stufe“ soll sporadisch im 
Winterhalbjahr zurückgedrängt und die Feucht- und Nass­
wiesen in den Uferbereichen im nördlichen Bereich des 
Naturschutzgebietes sollen durch entsprechende Pflege­
maßnahmen offen gehalten werden; 

2.	 die Kiefernforste sollen langfristig in naturnahe Waldge­
sellschaften mit standortgerechter Artenzusammensetzung 
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und naturnaher Altersstruktur und Schichtung umgewan­
delt werden; 

3.	 durch Maßnahmen zur Wasserregulierung sollen die unge­
störte Entwicklung der Verlandungsvegetation von Ober­
flächengewässern und des sich bildenden Moorkörpers 
unterstützt werden. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften des § 4 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis 
zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendeinhundert­
neunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet werden. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen naturschutzrechtlichen 

Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann ge­
gen diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ih­
rer Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 
und Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung 
mit § 4 Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichts­
gesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 24. Juli 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

In Vertretung 
Friedhelm Schmitz-Jersch 

Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Mühlenteich“ vom 24. Juli 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 71 Hektar. Es umfasst folgende Flächen in der Gemeinde Bork-Lellichow: 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Bork 1 10/1 teilweise, 10/5 teilweise, 13-15 teilweise, 18-35 teilweise; 

5 81 teilweise, 83 teilweise, 91 teilweise, 92; 

6 70/1 teilweise, 81 teilweise, 90-92 teilweise, 93, 94 teilweise, 113-115 teilweise, 
116-117 teilweise, 118, 119, 120 teilweise, 121/1, 126 teilweise, 127, 128 teilweise, 
129 teilweise, 131-134 teilweise, 136; 

7 1-87, 88/5 teilweise, 88/8 teilweise, 88/9 teilweise. 
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Verordnung über den Bau und Betrieb von Abschnitt 4 
Versammlungsstätten im Land Brandenburg Technische Einrichtungen 

(Brandenburgische Versammlungsstätten­
verordnung - BbgVStättV) *) § 14 Sicherheitsstromversorgungsanlagen, 

elektrische Anlagen und Blitzschutzanlagen 
Vom 26. August 2002 § 15 Sicherheitsbeleuchtung 

§ 16 Rauchableitung 
§ 17 Lüftungsanlagen 

Auf Grund des § 87 Abs. 1 Nr. 1, des § 88 Abs. 1 Nr. 1, 3, 5 § 18 Stände und Arbeitsgalerien für Licht-, Ton-, Bild- und 
und 6, des § 88 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 und des § 88 Abs. 3 Regieanlagen 
der Brandenburgischen Bauordnung in der Fassung der Be­ § 19 Feuerlöscheinrichtungen und -anlagen 
kanntmachung vom 25. März 1998 (GVBl. I S. 82) verordnet § 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, Brandmelder-
der Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr: und Alarmzentrale, Brandfallsteuerung der Aufzüge 

§ 21 Werkstätten, Magazine und Lagerräume 

Inhaltsverzeichnis 
Teil 3 

Teil 1 Besondere Bauvorschriften 
Allgemeine Vorschriften 

Abschnitt 1 
§ 1 Anwendungsbereich Großbühnen 
§ 2 Begriffe 

§ 22 Bühnenhaus 
§ 23 Schutzvorhang 

Teil 2 § 24 Feuerlösch- und Brandmeldeanlagen 
Allgemeine Bauvorschriften § 25 Platz für die Brandsicherheitswache 

Abschnitt 1 Abschnitt 2 
Bauteile und Baustoffe Versammlungsstätten mit mehr als 

5 000 Besucherplätzen 
§ 3 Bauteile 
§ 4 Dächer § 26 Räume für Lautsprecherzentrale, Polizei, Feuerwehr, 
§ 5 Dämmstoffe, Unterdecken, Verkleidungen und Sanitäts- und Rettungsdienst 

Bodenbeläge § 27 Abschrankung und Blockbildung in Sportstadien mit 
mehr als 10 000 Besucherplätzen 

Abschnitt 2 § 28 Wellenbrecher 
Rettungswege § 29 Abschrankung von Stehplätzen vor Szenenflächen 

§ 30 Einfriedungen und Eingänge 
§ 6 Führung der Rettungswege 
§ 7 Bemessung der Rettungswege 
§ 8 Treppen Teil 4 
§ 9 Türen und Tore Betriebsvorschriften 

Abschnitt 3 Abschnitt 1 
Besucherplätze und Einrichtungen für Besucher Rettungswege, Besucherplätze 

§ 10 Bestuhlung, Gänge und Stufengänge § 31 Rettungswege, Flächen für die Feuerwehr 
§ 11 Abschrankungen und Schutzvorrichtungen § 32 Besucherplätze nach dem Bestuhlungs- und 
§ 12 Toilettenräume Rettungswegeplan 
§ 13 Stellplätze für Behinderte 

Abschnitt 2 
Brandverhütung 

§ 33 Vorhänge, Sitze, Ausstattungen, Requisiten und Aus­

*) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Infor­
mationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen 
Vorschriften (ABl. EG Nr. L 204 S. 37), zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

§ 34 

§ 35 

schmückungen 
Aufbewahrung von Ausstattungen, Requisiten, 
Ausschmückungen und brennbarem Material 
Rauchen, Verwendung von offenem Feuer und 
pyrotechnischen Gegenständen 

vom 20. Juli 1998 (ABl. EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet wor­
den. 
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Abschnitt 3 
Betrieb technischer Einrichtungen 

§ 36 Bedienung und Wartung der technischen Einrichtungen 
§ 37 Laseranlagen 

Abschnitt 4

Verantwortliche Personen,


besondere Betriebsvorschriften


§ 38 Pflichten der Betreiber, Veranstalter und Beauftragten 
§ 39 Verantwortliche für Veranstaltungstechnik 
§ 40 Aufgaben und Pflichten der Verantwortlichen für 

Veranstaltungstechnik, technische Probe 
§ 41 Brandsicherheitswache, Sanitäts- und Rettungsdienst 
§ 42 Brandschutzordnung, Feuerwehrpläne 
§ 43 Sicherheitskonzept, Ordnungsdienst 

Teil 5 
Zusätzliche Bauvorlagen 

§ 44 Zusätzliche Bauvorlagen, Bestuhlungs- und Ret­
tungswegeplan 

§ 45 Gastspielprüfbuch 

Teil 6 
Bestehende Versammlungsstätten 

§ 46	 Anwendung der Vorschriften auf bestehende 
Versammlungsstätten 

Teil 7 
Schlussvorschriften 

§ 47 Ordnungswidrigkeiten 
§ 48 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1  
Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für den Bau und 
Betrieb von 

1.	 Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen, die ein­
zeln mehr als 200 Besucher fassen. Sie gelten auch für Ver­
sammlungsstätten mit mehreren Versammlungsräumen, die 
insgesamt mehr als 200 Besucher fassen, wenn diese Ver­
sammlungsräume gemeinsame Rettungswege haben; 

2.	 Versammlungsstätten im Freien mit Szenenflächen, deren 
Besucherbereich mehr als 1 000 Besucher fasst und ganz 
oder teilweise aus baulichen Anlagen besteht; 

3.	 Sportstadien, die mehr als 5 000 Besucher fassen. 

(2) Die Anzahl der Besucher ist wie folgt zu bemessen: 

1.	 für Sitzplätze an Tischen: ein Besucher je m2 Grundflä­
che des Versammlungsraumes, 

2.	 für Sitzplätze in Reihen 
und für Stehplätze: 	 zwei Besucher je m2 Grundflä­

che des Versammlungsraumes, 

3.	 für Stehplätze auf 
Stufenreihen: 	zwei Besucher je laufenden 

Meter Stufenreihe, 

4.	 bei Ausstellungsräumen: ein Besucher je m2 Grundflä­
che des Versammlungsraumes. 

Für Besucher nicht zugängliche Flächen werden in die Berech­
nung nicht einbezogen. Für Versammlungsstätten im Freien 
und für Sportstadien gelten Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Satz 2 ent­
sprechend. 

(3) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht für 

1.	 Räume, die dem Gottesdienst gewidmet sind, 

2.	 Unterrichtsräume in allgemein- und berufsbildenden Schu­
len, 

3.	 Ausstellungsräume in Museen, 

4.	 Fliegende Bauten. 

(4) Werden bauliche Anlagen, die für eine andere Nutzung bau­
aufsichtlich genehmigt sind, im Einzelfall als Versamm­
lungsstätte genutzt, sind die Bestimmungen dieser Verordnung 
entsprechend anzuwenden. 

(5) Bauprodukte, Bauarten und Prüfverfahren, die den in Vor­
schriften anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Eu­
ropäischen Wirtschaftsraum genannten technischen Anforde­
rungen entsprechen, dürfen verwendet werden, wenn das gefor­
derte Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und 
Gebrauchstauglichkeit gleichermaßen dauerhaft erreicht und 
die Verwendbarkeit nachgewiesen wird. 

§ 2  
Begriffe 

(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen oder Teile bau­
licher Anlagen, die für die gleichzeitige Anwesenheit vieler 
Menschen bei Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, 
wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, künstlerischer, politi­
scher, sportlicher oder unterhaltender Art, bestimmt sind sowie 
Schank- und Speisewirtschaften. 

(2) Erdgeschossige Versammlungsstätten sind Gebäude mit nur 
einem Geschoss ohne Ränge oder Emporen, dessen Fußboden 
an keiner Stelle mehr als 1 m unter der Geländeoberfläche liegt; 
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dabei bleiben Geschosse außer Betracht, die ausschließlich der 
Unterbringung technischer Anlagen und Einrichtungen dienen. 

(3) Versammlungsräume sind Räume für Veranstaltungen oder 
für den Verzehr von Speisen und Getränken. Hierzu gehören 
auch Aulen und Foyers, Vortrags- und Hörsäle sowie Studios. 

(4) Szenenflächen sind Flächen für künstlerische und andere
Darbietungen; für Darbietungen bestimmte Flächen unter 20 m2 

gelten nicht als Szenenflächen. 

(5) In Versammlungsstätten mit einem Bühnenhaus ist 

1.	 das Zuschauerhaus der Gebäudeteil, der die Versamm­
lungsräume und die mit ihnen in baulichem Zusammen­
hang stehenden Räume umfasst, 

2.	 das Bühnenhaus der Gebäudeteil, der die Bühnen und die 
mit ihnen in baulichem Zusammenhang stehenden Räume 
umfasst, 

3.	 die Bühnenöffnung die Öffnung in der Trennwand zwi­
schen der Hauptbühne und dem Versammlungsraum, 

4.	 die Bühne der hinter der Bühnenöffnung liegende Raum 
mit Szenenflächen; zur Bühne zählen die Hauptbühne so­
wie die Hinter- und Seitenbühnen einschließlich der je­
weils zugehörigen Ober- und Unterbühnen, 

5.	 eine Großbühne eine Bühne 

a)	 mit einer Szenenfläche hinter der Bühnenöffnung von 
mehr als 200 m2, 

b)	 mit einer Oberbühne mit einer lichten Höhe von mehr 
als 2,5 m über der Bühnenöffnung oder 

c)	 mit einer Unterbühne, 

6.	 die Unterbühne der begehbare Teil des Bühnenraumes un­
ter dem Bühnenboden, der zur Unterbringung einer Un­
termaschinerie geeignet ist, 

7.	 die Oberbühne der Teil des Bühnenraumes über der Büh­
nenöffnung, der zur Unterbringung einer Obermaschinerie 
geeignet ist. 

(6) Mehrzweckhallen sind überdachte Versammlungsstätten für 
verschiedene Veranstaltungsarten. 

(7) Studios sind Produktionsstätten für Film, Fernsehen und 
Hörfunk und mit Besucherplätzen. 

(8) Foyers sind Empfangs- und Pausenräume für Besucher. 

(9) Ausstattungen sind Bestandteile von Bühnen- oder Szenen­
bildern. Hierzu gehören insbesondere Wand-, Fußboden- und 
Deckenelemente, Bildwände, Treppen und sonstige Bühnen­
bildteile. 

(10) Requisiten sind bewegliche Einrichtungsgegenstände von 
Bühnen- oder Szenenbildern. Hierzu gehören insbesondere 
Möbel, Leuchten, Bilder und Geschirr. 

(11) Ausschmückungen sind vorübergehend eingebrachte De­
korationsgegenstände. Zu den Ausschmückungen gehören ins­
besondere Drapierungen, Girlanden, Fahnen und künstlicher 
Pflanzenschmuck. 

(12) Sportstadien sind Versammlungsstätten mit Tribünen für 
Besucher und mit nicht überdachten Sportflächen. 

(13) Tribünen sind bauliche Anlagen mit ansteigenden Steh­
oder Sitzplatzreihen (Stufenreihen) für Besucher. 

(14) Innenbereich ist die von Tribünen umgebene Fläche für 
Darbietungen. 

Teil 2 
Allgemeine Bauvorschriften 

Abschnitt 1 
Bauteile und Baustoffe 

§ 3  
Bauteile 

(1) Tragende Bauteile, wie Wände, Pfeiler, Stützen und De­
cken, müssen feuerbeständig, in erdgeschossigen Versamm­
lungsstätten feuerhemmend sein. Satz 1 gilt nicht für erdge­
schossige Versammlungsstätten mit automatischen Feuerlösch­
anlagen. 

(2) Außenwände mehrgeschossiger Versammlungsstätten müs­
sen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 

(3) Trennwände von Versammlungsräumen und Bühnen müs­
sen feuerbeständig, in erdgeschossigen Versammlungsstätten 
mindestens feuerhemmend sein. 

(4) Räume mit besonderen Brandgefahren, wie Werkstätten, 
Magazine und Lagerräume, sowie Räume unter Einbauten in 
Versammlungsräumen, wie Tribünen und Podien, müssen feu­
erbeständige Trennwände und Decken haben. 

(5) Der Fußboden von Szenenflächen muss fugendicht sein. 
Betriebsbedingte Öffnungen sind zulässig. Die Unterkonstruk­
tion, mit Ausnahme der Lagerhölzer, muss aus nichtbrennbaren 
Baustoffen bestehen. Räume unter dem Fußboden, die nicht zu 
einer Unterbühne gehören, müssen feuerbeständige Wände und 
Decken haben. 

(6) Die Unterkonstruktion der Fußböden von veränderbaren 
Einbauten in Versammlungsräumen, wie Tribünen oder Podien, 
muss aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 

(7) Tribünen und Podien sind so auszubilden, dass sie in ihrer 
Standsicherheit nicht durch dynamische Schwingungen gefähr­
det werden können. 
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§ 4  
Dächer 

(1) Tragwerke von Dächern, die den oberen Abschluss von 
Räumen der Versammlungsstätte bilden oder die von diesen 
Räumen nicht durch feuerbeständige Bauteile getrennt sind, 
müssen feuerbeständig sein; für Tragwerke von Dächern erd­
geschossiger Versammlungsstätten genügen feuerhemmende 
Bauteile. Tragwerke von Dächern über Tribünen und Szenen­
flächen im Freien müssen mindestens feuerhemmend sein 
oder aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Satz 1 gilt 
nicht für Versammlungsstätten mit automatischen Feuerlösch­
anlagen. 

(2) Bedachungen, ausgenommen Dachhaut und Dampfsperre, 
müssen bei Dächern, die den oberen Abschluss von Räumen 
der Versammlungsstätten bilden oder die von diesen Räumen 
nicht durch feuerbeständige Bauteile getrennt sind, aus nicht­
brennbaren Baustoffen hergestellt werden. 

(3) Lichtdurchlässige Bedachungen über Versammlungsräu­
men müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Bei 
Versammlungsräumen mit automatischen Feuerlöschanlagen 
genügen schwerentflammbare Baustoffe, die nicht brennend 
abtropfen können. 

§ 5  
Dämmstoffe, Unterdecken, Verkleidungen 

und Bodenbeläge 

(1) Dämmstoffe müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen beste­
hen. 

(2) Verkleidungen an Wänden in Versammlungsräumen müs­
sen aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen beste­
hen. In Versammlungsräumen mit nicht mehr als 1 000 m2 

Grundfläche genügen geschlossene nicht hinterlüftete Holzver­
kleidungen. 

(3) Unterdecken und Verkleidungen an Decken in Versamm­
lungsräumen müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen beste­
hen. In Versammlungsräumen mit nicht mehr als 1 000 m2 

Grundfläche genügen Verkleidungen aus mindestens schwer­
entflammbaren Baustoffen oder geschlossene nicht hinterlüfte­
te Holzverkleidungen. 

(4) In Foyers, notwendigen Treppenräumen, Räumen zwischen 
notwendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie sowie 
notwendigen Fluren müssen Unterdecken und Verkleidungen 
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 

(5) Unterdecken und Verkleidungen, die mindestens schwer­
entflammbar sein müssen, dürfen nicht brennend abtropfen. 

(6) Unterkonstruktionen, Halterungen und Befestigungen von 
Unterdecken und Verkleidungen nach den Absätzen 2 bis 4 
müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; dies gilt 
nicht für Versammlungsräume mit nicht mehr als 100 m2 

Grundfläche. In den Hohlräumen hinter Unterdecken und Ver­
kleidungen aus brennbaren Baustoffen dürfen Kabel und Lei­

tungen nur in Installationsschächten oder Installationskanälen 
aus nichtbrennbaren Baustoffen verlegt werden. 

(7) In notwendigen Treppenräumen, Räumen zwischen not­
wendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie müssen 
Bodenbeläge nichtbrennbar sein. In notwendigen Fluren und 
Foyers müssen Bodenbeläge mindestens schwerentflammbar 
sein. 

Abschnitt 2 
Rettungswege 

§ 6  
Führung der Rettungswege 

(1) Rettungswege müssen ins Freie zu öffentlichen Ver­
kehrsflächen führen. Zu den Rettungswegen von Versamm­
lungsstätten gehören insbesondere die frei zu haltenden Gänge 
und Stufengänge, die Ausgänge aus Versammlungsräumen, die 
notwendigen Flure und notwendigen Treppen, die Ausgänge 
ins Freie, die als Rettungsweg dienenden Balkone, Dachterras­
sen und Außentreppen sowie die Rettungswege im Freien auf 
dem Grundstück. 

(2) Versammlungsstätten müssen in jedem Geschoss mit Auf­
enthaltsräumen mindestens zwei voneinander unabhängige 
bauliche Rettungswege haben; dies gilt für Tribünen entspre­
chend. Die Führung beider Rettungswege innerhalb eines Ge­
schosses durch einen gemeinsamen notwendigen Flur ist zuläs­
sig. Rettungswege dürfen über Balkone, Dachterrassen und 
Außentreppen auf das Grundstück führen, wenn sie im Brand­
fall sicher begehbar sind. 

(3) Rettungswege dürfen durch Foyers oder Hallen zu Ausgän­
gen ins Freie geführt werden, wenn für jedes Geschoss mindes­
tens ein weiterer von dem Foyer oder der Halle unabhängiger 
baulicher Rettungsweg vorhanden ist. 

(4) Versammlungsstätten müssen für Geschosse mit jeweils 
mehr als 800 Besucherplätzen nur diesen Geschossen zugeord­
nete Rettungswege haben. 

(5) Versammlungsräume und sonstige Aufenthaltsräume mit 
mehr als 100 m2 Grundfläche müssen jeweils mindestens zwei 
möglichst weit auseinander und entgegengesetzt liegende Aus­
gänge ins Freie oder zu Rettungswegen haben. 

(6) Ausgänge und Rettungswege müssen durch Sicherheits­
zeichen dauerhaft und gut sichtbar gekennzeichnet sein. 

§ 7  
Bemessung der Rettungswege 

(1) Die Entfernung von jedem Besucherplatz bis zum nächsten 
Ausgang aus dem Versammlungsraum oder von der Tribüne 
darf nicht länger als 30 m sein. Bei mehr als 5 m lichter Höhe 
ist je 2,5 m zusätzlicher lichter Höhe über der zu entrauchen­
den Ebene für diesen Bereich eine Verlängerung der Entfer­
nung um 5 m zulässig. Die Entfernung von 60 m bis zum nächs­
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ten Ausgang darf nicht überschritten werden. Die Entfernung 
wird in der Lauflinie gemessen. 

(2) Die Entfernung von jeder Stelle einer Bühne bis zum nächs­
ten Ausgang darf nicht länger als 30 m sein. Gänge zwischen 
den Wänden der Bühne und dem Rundhorizont oder den Deko­
rationen müssen eine lichte Breite von 1,20 m haben; in Groß­
bühnen müssen diese Gänge vorhanden sein. 

(3) Die Entfernung von jeder Stelle eines notwendigen Flures 
oder eines Foyers bis zum Ausgang ins Freie oder zu einem 
notwendigen Treppenraum darf nicht länger als 30 m sein. 

(4) Die Breite der Rettungswege ist nach der größtmöglichen 
Personenzahl zu bemessen. Die lichte Breite eines jeden Tei­
les von Rettungswegen muss mindestens 1,20 m betragen. 
Die lichte Breite eines jeden Teiles von Rettungswegen muss 
für die darauf angewiesenen Personen mindestens betragen 
bei 

1.	 Versammlungsstätten im Freien sowie Sportstadien 
1,20 m je 600 Personen, 

2.	 anderen Versammlungsstätten 
1,20 m je 200 Personen. 

Staffelungen sind nur in Schritten von 0,60 m zulässig. Bei 
Ausgängen aus Aufenthaltsräumen mit weniger als 200 m2 

Grundfläche und bei Rettungswegen im Bühnenhaus genügt ei­
ne lichte Breite von 0,90 m. Für Rettungswege von Arbeitsga­
lerien genügt eine Breite von 0,80 m. 

(5) Ausstellungshallen müssen durch Gänge so unterteilt sein, 
dass die Tiefe der zur Aufstellung von Ausstellungsständen be­
stimmten Grundflächen (Ausstellungsflächen) nicht mehr als 
30 m beträgt. Die Entfernung von jeder Stelle auf einer 
Ausstellungsfläche bis zu einem Gang darf nicht mehr als 20 m 
betragen; sie wird auf die nach Absatz 1 bemessene Entfernung 
nicht angerechnet. Die Gänge müssen auf möglichst geradem 
Weg zu entgegengesetzt liegenden Ausgängen führen. Die lich­
te Breite der Gänge und der zugehörigen Ausgänge muss min­
destens 3 m betragen. 

§ 8  
Treppen 

(1) Die Führung der jeweils anderen Geschossen zugeordneten 
notwendigen Treppen in einem gemeinsamen notwendigen 
Treppenraum (Schachteltreppen) ist zulässig. 

(2) Notwendige Treppen müssen feuerbeständig sein. Für not­
wendige Treppen in notwendigen Treppenräumen oder als 
Außentreppen genügen nichtbrennbare Baustoffe. Für notwen­
dige Treppen von veränderbaren Einbauten oder von vorüber­
gehend in Ausstellungshallen errichteten Einbauten genügen 
Unterkonstruktionen aus nichtbrennbaren Baustoffen und Stu­
fen aus Holz. 

(3) Die lichte Breite notwendiger Treppen darf nicht mehr als 
2,40 m betragen. 

(4) Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucher­
verkehr dienende Treppen müssen auf beiden Seiten feste und 
griffsichere Handläufe ohne freie Enden haben. Die Handläufe 
sind über Treppenabsätze fortzuführen. 

(5) Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucherver­
kehr dienende Treppen müssen geschlossene Tritt- und Setzstu­
fen haben; dies gilt nicht für Außentreppen. 

(6) Wendeltreppen sind als notwendige Treppen für Besucher 
unzulässig. 

§ 9  
Türen und Tore 

(1) Türen und Tore in raumabschließenden Innenwänden, die 
feuerbeständig sein müssen, sowie in inneren Brandwänden, 
müssen mindestens feuerhemmend, rauchdicht und selbst­
schließend sein. 

(2) Türen und Tore in raumabschließenden Innenwänden, die 
feuerhemmend sein müssen, müssen mindestens rauchdicht 
und selbstschließend sein. 

(3) Türen in Rettungswegen müssen in Fluchtrichtung auf­
schlagen und dürfen keine Schwellen haben. Während des Auf­
enthaltes von Personen in der Versammlungsstätte, müssen die 
Türen der jeweiligen Rettungswege jederzeit von innen leicht 
und in voller Breite geöffnet werden können. 

(4) Schiebetüren sind im Zuge von Rettungswegen unzulässig, 
dies gilt nicht für automatische Schiebetüren, die die Rettungs­
wege nicht beeinträchtigen. Pendeltüren müssen in Rettungs­
wegen Vorrichtungen haben, die ein Durchpendeln der Türen 
verhindern. 

(5) Türen, die selbstschließend sein müssen, dürfen offen­
gehalten werden, wenn sie Einrichtungen haben, die bei 
Raucheinwirkung ein selbsttätiges Schließen der Türen bewir­
ken; sie müssen auch von Hand geschlossen werden können. 

(6) Mechanische Vorrichtungen zur Vereinzelung oder Zählung 
von Besuchern, wie Drehtüren oder -kreuze, sind in Rettungs­
wegen unzulässig; dies gilt nicht für mechanische Vorrichtun­
gen, die im Gefahrenfall von innen leicht und in voller Breite 
geöffnet werden können. 

Abschnitt 3 
Besucherplätze und Einrichtungen für Besucher 

§ 10  
Bestuhlung, Gänge und Stufengänge 

(1) In Reihen angeordnete Sitzplätze müssen unverrückbar be­
festigt sein; werden nur vorübergehend Stühle aufgestellt, so 
sind sie in den einzelnen Reihen fest miteinander zu verbinden. 
Satz 1 gilt nicht für Gaststätten und Kantinen sowie für abge­
grenzte Bereiche von Versammlungsräumen mit nicht mehr als 
20 Sitzplätzen und ohne Stufen, wie Logen. 
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(2) Die Sitzplatzbereiche der Tribünen von Versammlungs­
stätten mit mehr als 5 000 Besucherplätzen müssen un­
verrückbar befestigte Einzelsitze haben. 

(3) Sitzplätze müssen mindestens 0,50 m breit sein. Zwischen
den Sitzplatzreihen muss eine lichte Durchgangsbreite von 
mindestens 0,40 m vorhanden sein. 

(4) Sitzplätze müssen in Blöcken von höchstens 30 Sitz­
platzreihen angeordnet sein. Hinter und zwischen den Blöcken 
müssen Gänge mit einer Mindestbreite von 1,20 m vorhanden 
sein. Die Gänge müssen auf möglichst kurzem Weg zum Aus­
gang führen. 

(5) Seitlich eines Ganges dürfen höchstens zehn Sitzplätze, bei
Versammlungsstätten im Freien höchstens 20 Sitzplätze ange­
ordnet sein. Zwischen zwei Seitengängen dürfen 20 Sitzplätze, 
bei Versammlungsstätten im Freien höchstens 40 Sitzplätze an­
geordnet sein. In Versammlungsräumen dürfen zwischen zwei 
Seitengängen höchstens 50 Sitzplätze angeordnet sein, wenn auf 
jeder Seite des Versammlungsraumes für jeweils vier Sitzreihen 
eine Tür mit einer lichten Breite von 1,20 m angeordnet ist. 

(6) Von jedem Tischplatz darf der Weg zu einem Gang nicht län­
ger als 10 m sein. Der Abstand von Tisch zu Tisch soll 1,50 m 
nicht unterschreiten. 

(7) In Versammlungsräumen müssen für Rollstuhlbenutzer 
mindestens 1 Prozent der Besucherplätze, mindestens jedoch 
zwei Plätze auf ebenen Standflächen vorhanden sein. Den Plät­
zen für Rollstuhlbenutzer sind Besucherplätze für Begleitper­
sonen zuzuordnen. Die Plätze für Rollstuhlbenutzer und die 
Wege zu ihnen sind durch Hinweisschilder gut sichtbar zu 
kennzeichnen. 

(8) Stufen in Gängen (Stufengänge) müssen eine Steigung von 
mindestens 0,10 m und höchstens 0,19 m und einen Auftritt 
von mindestens 0,26 m haben. Der Fußboden des Durchganges 
zwischen Sitzplatzreihen und der Fußboden von Stehplatzrei­
hen muss mit dem anschließenden Auftritt des Stufenganges 
auf einer Höhe liegen. Stufengänge in Mehrzweckhallen mit 
mehr als 5 000 Besucherplätzen und in Sportstadien müssen 
sich durch farbliche Kennzeichnung von den umgebenden Flä­
chen deutlich abheben. 

§ 11  
Abschrankungen und Schutzvorrichtungen 

(1) Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind 
und unmittelbar an tiefer liegende Flächen angrenzen, sind mit 
Abschrankungen zu umwehren, soweit sie nicht durch Stufen­
gänge oder Rampen mit der tiefer liegenden Fläche verbunden 
sind. Satz 1 ist nicht anzuwenden: 

1.	 für die den Besuchern zugewandten Seiten von Bühnen 
und Szenenflächen, 

2.	 vor Stufenreihen, wenn die Stufenreihe nicht mehr als 
0,50 m über dem Fußboden der davor liegenden Stufenrei­
he oder des Versammlungsraumes liegt oder 

3.	 vor Stufenreihen, wenn die Rückenlehnen der Sitzplätze 
der davor liegenden Stufenreihe den Fußboden der hinteren 
Stufenreihe um mindestens 0,65 m überragen. 

(2) Abschrankungen, wie Umwehrungen, Geländer, Wellen­
brecher, Zäune, Absperrgitter oder Glaswände, müssen min­
destens 1,10 m hoch sein. Umwehrungen und Geländer von 
Flächen, auf denen mit der Anwesenheit von Kleinkindern zu 
rechnen ist, sind so zu gestalten, dass ein Überklettern er­
schwert wird; der Abstand von Umwehrungs- und Geländertei­
len darf in einer Richtung nicht mehr als 0,12 m betragen. 

(3) Vor Sitzplatzreihen genügen Umwehrungen von 0,90 m 
Höhe; bei mindestens 0,20 m Brüstungsbreite der Umwehrung 
genügen 0,80 m; bei mindestens 0,50 m Brüstungsbreite genü­
gen 0,70 m. Liegt die Stufenreihe nicht mehr als 1 m über dem 
Fußboden der davor liegenden Stufenreihe oder des Ver­
sammlungsraumes, genügen vor Sitzplatzreihen 0,65 m. 

(4) Abschrankungen in den für Besucher zugänglichen Berei­
chen müssen so bemessen sein, dass sie dem Druck einer Per­
sonengruppe standhalten. 

(5) Die Fußböden und Stufen von Tribünen, Podien, Bühnen 
oder Szenenflächen dürfen keine Öffnungen haben, durch die 
Personen abstürzen können. 

(6) Spielfelder, Manegen, Fahrbahnen für den Rennsport und 
Reitbahnen müssen durch Abschrankungen, Netze oder andere 
Vorrichtungen so gesichert sein, dass Besucher durch die Dar­
bietung oder den Betrieb des Spielfeldes, der Manege oder der 
Bahn nicht gefährdet werden. Für Darbietungen und für den 
Betrieb technischer Einrichtungen im Luftraum über den Besu­
cherplätzen gilt Satz 1 entsprechend. 

(7) Werden Besucherplätze im Innenbereich von Fahrbahnen 
angeordnet, so muss der Innenbereich ohne Betreten der Fahr­
bahnen erreicht werden können. 

§ 12  
Toilettenräume 

(1) Versammlungsstätten müssen getrennte Toilettenräume für 
Damen und Herren haben. Toiletten sollen in jedem Geschoss 
angeordnet werden. Es sollen mindestens vorhanden sein: 

Besucherplätze Damentoiletten 
Toilettenbecken 

bis 1 000 je 100 1,2 
über 1 000 je weitere 100 0,8 
über 20 000 je weitere 100 0,4 

Besucherplätze Herrentoiletten 
Toilettenbecken Urinalbecken 

bis 1 000 je 100 0,8 1,2 
über 1 000 je weitere 100 0,4 0,6 
über 20 000 je weitere 100 0,3 0,6 

Die ermittelten Zahlen sind auf ganze Zahlen aufzurunden. So­
weit die Aufteilung der Toilettenräume nach Satz 2 nach der 
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Art der Veranstaltung nicht zweckmäßig ist, kann für die Dauer 
der Veranstaltung eine andere Aufteilung erfolgen, wenn die 
Toilettenräume entsprechend gekennzeichnet werden. Auf dem 
Gelände der Versammlungsstätte oder in der Nähe vorhandene 
Toiletten können angerechnet werden, wenn sie für die Besu­
cher der Versammlungsstätte zugänglich sind. 

(2) Für Rollstuhlbenutzer muss eine ausreichende Zahl geeig-
neter, stufenlos erreichbarer Toiletten, mindestens jedoch je 
zehn Plätze für Rollstuhlbenutzer eine Toilette, vorhanden sein. 

(3) Jeder Toilettenraum muss einen Vorraum mit Waschbecken 
haben. 

§ 13  
Stellplätze für Behinderte 

Die Zahl der notwendigen Stellplätze für die Kraftfahrzeuge be­
hinderter Personen muss mindestens der Hälfte der Zahl der nach 
§ 10 Abs. 7 erforderlichen Besucherplätze entsprechen. Auf diese 
Stellplätze ist dauerhaft und leicht erkennbar hinzuweisen. 

Abschnitt 4 
Technische Einrichtungen 

§ 14  
Sicherheitsstromversorgungsanlagen, elektrische Anlagen 

und Blitzschutzanlagen 

(1) Versammlungsstätten müssen eine Sicherheitsstromversor­
gungsanlage haben, die bei Ausfall der Stromversorgung den 
Betrieb der sicherheitstechnischen Anlagen und Einrichtungen 
übernimmt, insbesondere der 

1.	 Sicherheitsbeleuchtung, 

2.	 automatischen Feuerlöschanlagen und Druckerhöhungs­
anlagen für die Löschwasserversorgung, 

3.	 Rauchabzugsanlagen, 

4.	 Brandmeldeanlagen, 

5.	 Alarmierungsanlagen. 

(2) In Versammlungsstätten für verschiedene Veranstaltungsar­
ten, wie Mehrzweckhallen, Theater und  Studios, sind für die 
vorübergehende Verlegung beweglicher Kabel und Leitungen 
bauliche Vorkehrungen, wie Installationsschächte und -kanäle 
oder Abschottungen, zu treffen, die die Ausbreitung von Feuer 
und Rauch verhindern und die sichere Begehbarkeit, insbeson­
dere der Rettungswege, gewährleisten. 

(3) Elektrische Schaltanlagen dürfen für Besucher nicht zu-
gänglich sein. 

(4) Versammlungsstätten müssen Blitzschutzanlagen haben, 
die auch die sicherheitstechnischen Einrichtungen schützen (äu­
ßerer und innerer Blitzschutz). 

§ 15  
Sicherheitsbeleuchtung 

(1) In Versammlungsstätten muss eine Sicherheitsbeleuchtung 
vorhanden sein, die so beschaffen ist, dass Arbeitsvorgänge auf 
Bühnen und Szenenflächen sicher abgeschlossen werden kön­
nen und sich Besucher, Mitwirkende und Betriebsangehörige 
auch bei vollständigem Versagen der allgemeinen Beleuchtung 
bis zu öffentlichen Verkehrsflächen hin gut zurechtfinden kön­
nen. 

(2) Eine Sicherheitsbeleuchtung muss vorhanden sein 

1.	 in notwendigen Treppenräumen, in Räumen zwischen not­
wendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie und in 
notwendigen Fluren, 

2.	 in Versammlungsräumen sowie in allen übrigen Räumen 
für Besucher (z. B. Foyers, Garderoben, Toiletten), 

3.	 für Bühnen und Szenenflächen, 

4.	 in den Räumen für Mitwirkende und Beschäftigte mit mehr 
als 20 m2 Grundfläche, ausgenommen Büroräume, 

5.	 in elektrischen Betriebsräumen, in Räumen für haustechni­
sche Anlagen sowie in Scheinwerfer- und Bildwerferräu­
men, 

6.	 in Versammlungsstätten im Freien und Sportstadien, die 
während der Dunkelheit benutzt werden, 

7.	 für Sicherheitszeichen von Ausgängen und Rettungswegen, 

8.	 für Stufenbeleuchtungen. 

(3) In betriebsmäßig verdunkelten Versammlungsräumen, auf 
Bühnen und Szenenflächen muss eine Sicherheitsbeleuchtung 
in Bereitschaftsschaltung vorhanden sein. Die Ausgänge, Gän­
ge und Stufen im Versammlungsraum müssen auch bei Ver­
dunklung unabhängig von der übrigen Sicherheitsbeleuchtung 
erkennbar sein. Bei Gängen in Versammlungsräumen mit aus­
wechselbarer Bestuhlung sowie bei Sportstadien mit Sicher­
heitsbeleuchtung ist eine Stufenbeleuchtung nicht erforderlich. 

§ 16  
Rauchableitung 

(1) Versammlungsräume und sonstige Aufenthaltsräume mit 
mehr als 200 m2 Grundfläche sowie Bühnen müssen Rauchab­
zugsanlagen haben. Notwendige Treppenräume müssen Rauch­
ableitungsöffnungen mit einer freien Öffnungsfläche von min­
destens 1 m2 haben. 

(2) Rauchabzugsanlagen müssen so bemessen sein, dass sie ei-
ne raucharme Schicht von mindestens 2,50 m auf allen zu ent­
rauchenden Ebenen, bei Bühnen jedoch mindestens eine rauch­
arme Schicht von der Höhe der Bühnenöffnung, ermöglichen. 

(3) Für Versammlungsräume und sonstige Aufenthaltsräume 



518 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 23 vom 12. September 2002 

mit nicht mehr als 400 m2 Grundfläche genügen Rauchablei­
tungsöffnungen mit einer freien Öffnungsfläche von insgesamt 
1 Prozent der Grundfläche, Fenster oder Türen mit einer freien 
Öffnungsfläche von insgesamt 2 Prozent der Grundfläche oder 
maschinelle Rauchabzugsanlagen mit einem Luftvolumen­
strom von 36 m3/h je Quadratmeter Grundfläche. 

(4) Rauchableitungsöffnungen sollen an der höchsten Stelle 
des Raumes liegen und müssen unmittelbar ins Freie führen. 
Die Rauchableitung über Schächte mit strömungstechnisch 
äquivalenten Querschnitten ist zulässig, wenn die Wände der 
Schächte die Anforderungen nach § 3 Abs. 3 erfüllen. Die Aus­
trittsöffnungen müssen mindestens 0,25 m über der Dachfläche 
liegen. Fenster und Türen, die auch der Rauchableitung dienen, 
müssen im oberen Drittel der Außenwand der zu entrauchen­
den Ebene angeordnet werden. 

(5) Die Abschlüsse der Rauchableitungsöffnungen von Bühnen 
mit Schutzvorhang müssen bei einem Überdruck von 350 Pa 
selbsttätig öffnen; eine automatische Auslösung durch geeigne­
te Temperaturmelder ist zulässig. 

(6) Maschinelle Rauchabzugsanlagen sind für eine Betriebszeit
von 30 Minuten bei einer Rauchgastemperatur von 300 °C 
auszulegen. Maschinelle Lüftungsanlagen können als maschi­
nelle Rauchabzugsanlagen betrieben werden, wenn sie die an 
diese gestellten Anforderungen erfüllen. 

(7) Die Vorrichtungen zum Öffnen oder Einschalten der Rauch­
abzugsanlagen, der Abschlüsse der Rauchableitungsöffnungen 
und zum Öffnen der nach Absatz 4 angerechneten Fenster müs­
sen von einer jederzeit zugänglichen Stelle im Raum aus leicht 
bedient werden können. Bei notwendigen Treppenräumen 
muss die Vorrichtung zum Öffnen von jedem Geschoss aus 
leicht bedient werden können. 

(8) Jede Bedienungsstelle muss mit einem Hinweisschild mit 
der Bezeichnung „RAUCHABZUG“ und der Bezeichnung des 
jeweiligen Raumes gekennzeichnet sein. An der Bedienungs­
vorrichtung muss die Betriebsstellung der Anlage oder Öff­
nung erkennbar sein. 

§ 17  
Lüftungsanlagen 

Versammlungsräume und sonstige Aufenthaltsräume mit mehr 
als 200 m2 Grundfläche müssen Lüftungsanlagen haben. 

§ 18  
Stände und Arbeitsgalerien für Licht-, Ton-, 

Bild- und Regieanlagen 

(1) Stände und Arbeitsgalerien für den Betrieb von Licht-, Ton-, 
Bild- und Regieanlagen, wie Schnürböden, Beleuchtungstürme 
oder Arbeitsbrücken, müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen 
bestehen. Der Abstand zwischen Arbeitsgalerien und Raumde­
cken muss mindestens 2 m betragen. 

(2) Von Arbeitsgalerien müssen mindestens zwei Rettungswege 

erreichbar sein. Jede Arbeitsgalerie einer Hauptbühne muss auf 
beiden Seiten der Hauptbühne einen Ausgang zu Rettungs­
wegen außerhalb des Bühnenraumes haben. 

(3) Öffnungen in Arbeitsgalerien müssen so gesichert sein, 
dass Personen oder Gegenstände nicht herabfallen können. 

§ 19  
Feuerlöscheinrichtungen und -anlagen 

(1) Versammlungsräume, Bühnen, Foyers, Werkstätten, Maga­
zine, Lagerräume und notwendige Flure sind mit geeigneten 
Feuerlöschern in ausreichender Zahl auszustatten. Die Feuerlö­
scher sind gut sichtbar und leicht zugänglich anzubringen. 

(2) In Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von ins­
gesamt mehr als 1 000 m2 Grundfläche müssen Wandhydranten 
in ausreichender Zahl gut sichtbar und leicht zugänglich an ge­
eigneten Stellen angebracht sein. 

(3) Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insge­
samt mehr als 3 600 m2 Grundfläche müssen eine automatische 
Feuerlöschanlage haben; dies gilt nicht für Versammlungsstät­
ten, deren Versammlungsräume jeweils nicht mehr als 400 m2 

Grundfläche haben. 

(4) Foyers oder Hallen, durch die Rettungswege aus anderen 
Versammlungsräumen führen, müssen eine automatische Feu­
erlöschanlage haben. 

(5) Versammlungsräume, bei denen eine Fußbodenebene höher 
als 22 m über der Geländeoberfläche liegt, sind nur in Gebäu­
den mit automatischer Feuerlöschanlage zulässig. 

(6) Versammlungsräume in Kellergeschossen müssen eine auto­
matische Feuerlöschanlage haben. 

(7) In Versammlungsräumen müssen offene Küchen oder ähn­
liche Einrichtungen mit einer Grundfläche von mehr als 30 m2 

eine dafür geeignete automatische Feuerlöschanlage haben. 

(8) Die Wirkung automatischer Feuerlöschanlagen darf durch 
überdeckte oder mehrgeschossige Ausstellungs- oder Dienst­
leistungsstände nicht beeinträchtigt werden. 

(9) Automatische Feuerlöschanlagen müssen an eine Brand­
melderzentrale angeschlossen sein. 

§ 20  
Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, Brandmelder­

und Alarmzentrale, Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(1) Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insge­
samt mehr als 1 000 m2 Grundfläche müssen Brandmeldeanla­
gen mit automatischen und nichtautomatischen Brandmeldern 
haben. 

(2) Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insge­
samt mehr als 1 000 m2 Grundfläche müssen Alarmierungs­
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und Lautsprecheranlagen haben, mit denen im Gefahrenfall 
Besucher, Mitwirkende und Betriebsangehörige alarmiert und 
Anweisungen erteilt werden können. 

(3) In Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von ins­
gesamt mehr als 1 000 m2 Grundfläche müssen zusätzlich zu 
den örtlichen Bedienungsvorrichtungen zentrale Bedienungs­
vorrichtungen für Rauchabzugs-, Feuerlösch-, Brandmelde-, 
Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen in einem für die Feu­
erwehr leicht zugänglichen Raum (Brandmelder- und Alarm­
zentrale) zusammengefasst werden. 

(4) In Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von ins­
gesamt mehr als 1 000 m2 Grundfläche müssen die Aufzüge 
mit einer Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die 
automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die Brand­
fallsteuerung muss sicherstellen, dass die Aufzüge das Erdge­
schoss oder das diesem nächstgelegene, nicht von der Brand­
meldung betroffene Geschoss unmittelbar anfahren und dort 
mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen. 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen durch techni­
sche Maßnahmen gegen Falschalarme gesichert sein. Brand­
meldungen müssen von der Brandmelderzentrale unmittelbar 
und automatisch zur Leitstelle für den Brandschutz, Rettungs­
dienst und Katastrophenschutz weitergeleitet werden. 

§ 21  
Werkstätten, Magazine und Lagerräume 

(1) Für feuergefährliche Arbeiten, wie Schweiß-, Löt- oder Kle­
bearbeiten, müssen dafür geeignete Werkstätten vorhanden 
sein. 

(2) Für das Aufbewahren von Dekorationen, Requisiten und 
anderem brennbaren Material müssen eigene Lagerräume (Ma­
gazine) vorhanden sein. 

(3) Für die Sammlung von Abfällen und Wertstoffen müssen 
dafür geeignete Behälter im Freien oder besondere Lagerräume 
vorhanden sein. 

(4) Werkstätten, Magazine und Lagerräume dürfen mit not­
wendigen Treppenräumen nicht in unmittelbarer Verbindung 
stehen. 

Teil 3 
Besondere Bauvorschriften 

Abschnitt 1 
Großbühnen 

§ 22  
Bühnenhaus 

(1) In Versammlungsstätten mit Großbühnen sind alle für den 
Bühnenbetrieb notwendigen Räume und Einrichtungen in ei­
nem eigenen, von dem Zuschauerhaus getrennten Bühnenhaus 
unterzubringen. 

(2) Die Trennwand zwischen Bühnen- und Zuschauerhaus 
muss feuerbeständig und in der Bauart einer Brandwand herge­
stellt sein. Türen in dieser Trennwand müssen feuerbeständig 
und selbstschließend sein. 

§ 23  
Schutzvorhang 

(1) Die Bühnenöffnung von Großbühnen muss gegen den Ver­
sammlungsraum durch einen Vorhang aus nichtbrennbarem 
Material dicht geschlossen werden können (Schutzvorhang). 
Der Schutzvorhang muss durch sein Eigengewicht schließen 
können. Die Schließzeit darf 30 Sekunden nicht überschreiten. 
Der Schutzvorhang muss einem Druck von 450 Pa nach beiden 
Richtungen standhalten. Eine höchstens 1 m breite, zur Haupt­
bühne sich öffnende, selbsttätig schließende Tür im Schutzvor­
hang ist zulässig. 

(2) Der Schutzvorhang muss so angeordnet sein, dass er im ge­
schlossenen Zustand an allen Seiten an feuerbeständige Bautei­
le anschließt. Der Bühnenboden darf unter dem Schutzvorhang 
durchgeführt werden. Das untere Profil dieses Schutzvorhangs 
muss ausreichend steif sein oder mit Stahldornen in entspre­
chende stahlbewehrte Aussparungen im Bühnenboden eingrei­
fen. 

(3) Die Vorrichtung zum Schließen des Schutzvorhangs muss 
mindestens an zwei Stellen von Hand ausgelöst werden kön­
nen. Beim Schließen muss auf der Bühne ein Warnsignal zu 
hören sein. 

§ 24  
Feuerlösch- und Brandmeldeanlagen 

(1) Großbühnen müssen eine automatische Sprühwasserlösch­
anlage haben, die auch den Schutzvorhang beaufschlagt. 

(2) Die Sprühwasserlöschanlage muss zusätzlich mindestens 
von zwei Stellen aus von Hand in Betrieb gesetzt werden kön­
nen. 

(3) In Großbühnen müssen neben den Ausgängen zu den Ret­
tungswegen in Höhe der Arbeitsgalerien und des Schnürbodens 
Wandhydranten vorhanden sein. 

(4) Großbühnen und Räume mit besonderen Brandgefahren 
müssen eine Brandmeldeanlage mit automatischen und nicht­
automatischen Brandmeldern haben. 

(5) Die Auslösung eines Alarmes muss optisch und akustisch 
am Platz der Brandsicherheitswache erkennbar sein. 

§ 25  
Platz für die Brandsicherheitswache 

(1) Auf jeder Seite der Bühnenöffnung muss für die Brand­
sicherheitswache ein besonderer Platz mit einer Grundfläche 
von mindestens 1 m mal 1 m und einer Höhe von mindestens 
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2,20 m vorhanden sein. Die Brandsicherheitswache muss die 
Fläche, die bespielt wird, überblicken und betreten können. 

(2) Am Platz der Brandsicherheitswache müssen die Vor­
richtung zum Schließen des Schutzvorhangs und die Auslöse­
vorrichtungen der Rauchabzugs- und Sprühwasserlöschanla­
gen der Bühne sowie ein nichtautomatischer Brandmelder 
leicht erreichbar angebracht und durch Hinweisschilder ge­
kennzeichnet sein. Die Auslösevorrichtungen müssen beleuch­
tet sein. Diese Beleuchtung muss an die Sicherheitsstromver­
sorgung angeschlossen sein. Die Vorrichtungen sind gegen 
unbeabsichtigtes Auslösen zu sichern. 

Abschnitt 2 
Versammlungsstätten mit mehr als 5 000 Besucherplätzen 

§ 26  
Räume für Lautsprecherzentrale, Polizei, Feuerwehr, 

Sanitäts- und Rettungsdienst 

(1) Mehrzweckhallen und Sportstadien müssen einen Raum für 
eine Lautsprecherzentrale haben, von dem aus die Besucherbe­
reiche und der Innenbereich überblickt und Polizei, Feuerwehr 
und Rettungsdienste benachrichtigt werden können. Die Laut­
sprecheranlage muss eine Vorrangschaltung für die Einsatzlei­
tung der Polizei haben. 

(2) In Mehrzweckhallen und Sportstadien sind ausreichend 
große Räume für die Polizei und die Feuerwehr anzuordnen. 
Der Raum für die Einsatzleitung der Polizei muss eine räumli­
che Verbindung mit der Lautsprecherzentrale haben und mit 
Anschlüssen für eine Videoanlage zur Überwachung der Besu­
cherbereiche ausgestattet sein. 

(3) Wird die Funkkommunikation der Einsatzkräfte von Polizei 
und Feuerwehr innerhalb der Versammlungsstätte durch die 
bauliche Anlage gestört, ist die Versammlungsstätte mit techni­
schen Anlagen zur Unterstützung des Funkverkehrs auszustat­
ten. 

(4) In Mehrzweckhallen und Sportstadien muss mindestens ein 
ausreichend großer Raum für den Sanitäts- und Rettungsdienst 
vorhanden sein. 

§ 27  
Abschrankung und Blockbildung in Sportstadien 

mit mehr als 10 000 Besucherplätzen 

(1) Die Besucherplätze müssen vom Innenbereich durch min­
destens 2,20 m hohe Abschrankungen abgetrennt sein. In die­
sen Abschrankungen sind den Stufengängen zugeordnete, 
mindestens 1,80 m breite Tore anzuordnen, die sich im 
Gefahrenfall leicht zum Innenbereich hin öffnen lassen. Die 
Tore dürfen nur vom Innenbereich oder von zentralen Stellen 
aus zu öffnen sein und müssen in geöffnetem Zustand durch 
selbsteinrastende Feststeller gesichert werden. Der Übergang 
in den Innenbereich muss niveaugleich sein. 

(2) Vor Sitzplätzen sind Abschrankungen nach Absatz 1 nicht 

erforderlich, wenn ein mit den für öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung zuständigen Behörden abgestimmtes Sicherheitskon­
zept vorgelegt wird. 

(3) Stehplätze müssen in Blöcken für höchstens 2 500 Be­
sucher angeordnet werden, die durch mindestens 2,20 m hohe 
Abschrankungen mit eigenen Zugängen abgetrennt sind. 

§ 28  
Wellenbrecher 

Werden mehr als fünf Stufen von Stehplatzreihen hintereinander 
angeordnet, so ist vor der vordersten Stufe eine durchgehende 
Schranke von 1,10 m Höhe anzuordnen. Nach jeweils fünf wei­
teren Stufen sind Schranken gleicher Höhe (Wellenbrecher) an­
zubringen, die einzeln mindestens 3 m und höchstens 5,50 m 
lang sind. Die seitlichen Abstände zwischen den Wellenbre­
chern dürfen nicht mehr als 5 m betragen. Die Abstände sind 
nach höchstens fünf Stehplatzreihen durch versetzt angeordne­
te Wellenbrecher zu überdecken, die auf beiden Seiten mindes­
tens 0,25 m länger sein müssen als die seitlichen Abstände zwi­
schen den Wellenbrechern. Die Wellenbrecher sind im Bereich 
der Stufenvorderkante anzuordnen. 

§ 29  
Abschrankung von Stehplätzen vor Szenenflächen 

(1) Werden vor Szenenflächen Stehplätze für Besucher ange­
ordnet, so sind die Besucherplätze von der Szenenfläche durch 
eine Abschrankung so abzutrennen, dass zwischen der Szenen­
fläche und der Abschrankung ein Gang von mindestens 2 m 
Breite für den Ordnungsdienst und Rettungskräfte vorhanden 
ist. 

(2) Durch mindestens zwei weitere Abschrankungen sind vor 
der Szenenfläche nur von den Seiten zugängliche Steh­
platzbereiche zu bilden. Die Abschrankungen müssen an den 
Seiten einen Abstand von jeweils mindestens 5 m und über die 
Breite der Szenenfläche einen Abstand von mindestens 10 m 
haben. Die durch diese Abschrankungen gebildeten Stehplatz­
bereiche sind so zu bemessen, dass sie jeweils nicht mehr als 
1 000 Besucherplätze haben. 

§ 30  
Einfriedungen und Eingänge 

(1) Stadionanlagen müssen eine mindestens 2,20 m hohe Ein­
friedung haben, die das Überklettern erschwert. 

(2) Vor den Eingängen sind Geländer so anzuordnen, dass Be­
sucher nur einzeln und hintereinander Einlass finden. Es sind 
Einrichtungen für Zugangskontrollen sowie für die Durchsu­
chung von Personen und Sachen vorzusehen. Für die Einsatz­
kräfte von Polizei, Feuerwehr und Rettungsdiensten sind von 
den Besuchereingängen getrennte Eingänge anzuordnen. 

(3) Für Einsatz- und Rettungsfahrzeuge müssen besondere Zu­
fahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen vorhanden sein. Von 
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den Zufahrten und Aufstellflächen aus müssen die Eingänge 
der Versammlungsstätten unmittelbar erreichbar sein. Für Ein­
satz- und Rettungsfahrzeuge muss eine Zufahrt zum Innenbe­
reich vorhanden sein. Die Zufahrten, Aufstell- und Bewe­
gungsflächen müssen gekennzeichnet sein. 

Teil 4 
Betriebsvorschriften 

Abschnitt 1 
Rettungswege, Besucherplätze 

§ 31  
Rettungswege, Flächen für die Feuerwehr 

(1) Rettungswege auf dem Grundstück sowie Zufahrten, Auf­
stell- und Bewegungsflächen für Einsatzfahrzeuge von Polizei, 
Feuerwehr und Rettungsdiensten müssen ständig frei gehalten 
werden. Darauf ist dauerhaft und gut sichtbar hinzuweisen. 

(2) Rettungswege in der Versammlungsstätte müssen ständig 
frei gehalten werden. 

(3) Während des Betriebes müssen alle Türen von Rettungs­
wegen unverschlossen sein. 

§ 32  
Besucherplätze nach dem Bestuhlungs- und 

Rettungswegeplan 

(1) Die Zahl der im Bestuhlungs- und Rettungswegeplan ge­
nehmigten Besucherplätze darf nicht überschritten und die ge­
nehmigte Anordnung der Besucherplätze darf nicht geändert 
werden. 

(2) Eine Ausfertigung des für die jeweilige Nutzung geneh­
migten Planes ist in der Nähe des Haupteinganges eines jeden 
Versammlungsraumes gut sichtbar anzubringen. 

Abschnitt 2 
Brandverhütung 

§ 33  
Vorhänge, Sitze, Ausstattungen, Requisiten und 

Ausschmückungen 

(1) Vorhänge von Bühnen und Szenenflächen müssen aus min­
destens schwerentflammbarem Material bestehen. 

(2) Sitze von Versammlungsstätten mit mehr als 5 000 Be­
sucherplätzen müssen aus mindestens schwerentflammbarem 
Material bestehen. Die Unterkonstruktion muss aus nicht­
brennbarem Material bestehen. 

(3) Ausstattungen müssen aus mindestens schwerentflamm­
barem Material bestehen. Bei Bühnen oder Szenenflächen mit 
automatischen Feuerlöschanlagen genügen Ausstattungen aus 
normalentflammbarem Material. 

(4) Requisiten müssen aus mindestens normalentflammbarem 
Material bestehen. 

(5) Ausschmückungen müssen aus mindestens schwerent­
flammbarem Material bestehen. Ausschmückungen in notwen­
digen Fluren und notwendigen Treppenräumen müssen aus 
nichtbrennbarem Material bestehen. 

(6) Ausschmückungen müssen unmittelbar an Wänden, De­
cken oder Ausstattungen angebracht werden. Frei im Raum 
hängende Ausschmückungen sind zulässig, wenn sie einen Ab­
stand von mindestens 2,50 m zum Fußboden haben. Aus­
schmückungen aus natürlichem Pflanzenschmuck dürfen sich 
nur so lange sie frisch sind in den Räumen befinden. 

(7) Der Raum unter dem Schutzvorhang ist von Ausstattungen, 
Requisiten oder Ausschmückungen so freizuhalten, dass die 
Funktion des Schutzvorhangs nicht beeinträchtigt wird. 

(8) Brennbares Material muss von Zündquellen, wie Schein­
werfern, so weit entfernt sein, dass das Material durch diese 
nicht entzündet werden kann. 

§ 34  
Aufbewahrung von Ausstattungen, Requisiten, 
Ausschmückungen und brennbarem Material 

(1) Ausstattungen, Requisiten und Ausschmückungen dürfen 
nur außerhalb der Bühnen und der Szenenflächen aufbewahrt 
werden; dies gilt nicht für den Tagesbedarf. 

(2) Auf den Bühnenerweiterungen dürfen Szenenaufbauten der 
laufenden Spielzeit bereitgestellt werden, wenn die Bühnener­
weiterungen durch Tore gegen die Hauptbühne abgetrennt sind. 

(3) An den Zügen von Bühnen oder Szenenflächen dürfen nur 
Ausstattungsteile für einen Tagesbedarf hängen. 

(4) Pyrotechnische Gegenstände, brennbare Flüssigkeiten und 
anderes brennbares Material, insbesondere Packmaterial, dür­
fen nur in den dafür vorgesehenen Magazinen aufbewahrt wer­
den. 

§ 35  
Rauchen, Verwendung von offenem Feuer und 

pyrotechnischen Gegenständen 

(1) Auf Bühnen und Szenenflächen, in Werkstätten und Maga­
zinen ist das Rauchen verboten. Das Rauchverbot gilt nicht für 
Darsteller und Mitwirkende auf Bühnen- und Szenenflächen 
während der Proben und Veranstaltungen, soweit das Rauchen 
in der Art der Veranstaltungen begründet ist. 

(2) In Versammlungsräumen, auf Bühnen- und Szenenflächen 
und in Sportstadien ist das Verwenden von offenem Feuer, 
brennbaren Flüssigkeiten und Gasen, pyrotechnischen Gegen­
ständen und anderen explosionsgefährlichen Stoffen verboten. 
Das Verwendungsverbot gilt nicht, soweit das Verwenden von 
offenem Feuer, brennbaren Flüssigkeiten und Gasen sowie 
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pyrotechnischen Gegenständen in der Art der Veranstaltung be­
gründet ist und der Veranstalter die erforderlichen Brand­
schutzmaßnahmen im Einzelfall mit der Feuerwehr abge­
stimmt hat. Die Verwendung pyrotechnischer Gegenstände 
muss durch eine nach Sprengstoffrecht geeignete Person über­
wacht werden. 

(3) Die Verwendung von Kerzen und ähnlichen Lichtquellen 
als Tischdekoration sowie die Verwendung von offenem Feuer 
in dafür vorgesehenen Kücheneinrichtungen zur Zubereitung 
von Speisen ist zulässig. 

(4) Auf die Verbote der Absätze 1 und 2 ist dauerhaft und gut 
sichtbar hinzuweisen. 

Abschnitt 3 
Betrieb technischer Einrichtungen 

§ 36  
Bedienung und Wartung der technischen Einrichtungen 

(1) Der Schutzvorhang muss täglich vor der ersten Vorstellung 
oder Probe durch Aufziehen und Herablassen auf seine Be­
triebsbereitschaft geprüft werden. Der Schutzvorhang ist nach 
jeder Vorstellung herabzulassen und zu allen arbeitsfreien Zei­
ten geschlossen zu halten. 

(2) Die Automatik der Sprühwasserlöschanlage kann während 
der Dauer der Anwesenheit der Verantwortlichen für Veranstal­
tungstechnik abgeschaltet werden. 

(3) Die automatische Brandmeldeanlage kann abgeschaltet
werden, soweit dies in der Art der Veranstaltung begründet ist 
und der Veranstalter die erforderlichen Brandschutzmaßnah­
men im Einzelfall mit der Feuerwehr abgestimmt hat. 

(4) Während des Aufenthaltes von Personen in Räumen, für die 
eine Sicherheitsbeleuchtung vorgeschrieben ist, muss diese in 
Betrieb sein, soweit die Räume nicht ausreichend durch Tages­
licht erhellt sind. 

§ 37  
Laseranlagen 

Auf den Betrieb von Laseranlagen in den für Besucher zugäng­
lichen Bereichen sind die arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften 
entsprechend anzuwenden. 

Abschnitt 4 
Verantwortliche Personen, besondere Betriebsvorschriften 

§ 38  
Pflichten der Betreiber, Veranstalter und Beauftragten 

(1) Der Betreiber ist für die Sicherheit der Veranstaltung und 
die Einhaltung der Vorschriften verantwortlich. 

(2) Während des Betriebes von Versammlungsstätten muss der 

Betreiber oder ein von ihm beauftragter Veranstaltungsleiter 
ständig anwesend sein. 

(3) Der Betreiber muss die Zusammenarbeit von Ordnungs­
dienst, Brandsicherheitswache und Sanitätswache mit der Poli­
zei, der Feuerwehr und dem Rettungsdienst gewährleisten. 

(4) Der Betreiber ist zur Einstellung des Betriebes verpflichtet, 
wenn für die Sicherheit der Versammlungsstätte notwendige 
Anlagen, Einrichtungen oder Vorrichtungen nicht betriebsfähig 
sind oder wenn Betriebsvorschriften nicht eingehalten werden 
können. 

(5) Der Betreiber kann die Verpflichtungen nach den Absätzen 
1 bis 4 durch schriftliche Vereinbarung auf den Veranstalter 
übertragen, wenn dieser oder dessen beauftragter Veranstal­
tungsleiter mit der Versammlungsstätte und deren Einrichtun­
gen vertraut ist. Die Verantwortung des Betreibers bleibt unbe­
rührt. 

§ 39  
Verantwortliche für Veranstaltungstechnik 

(1) Verantwortliche für Veranstaltungstechnik sind 

1.	 die Geprüften Meister für Veranstaltungstechnik der Fach­
richtungen Bühne/Studio, Beleuchtung, Halle nach der 
Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss 
„Geprüfter Meister für Veranstaltungstechnik/Geprüfte 
Meisterin für Veranstaltungstechnik“ in den Fachrichtun­
gen Bühne/Studio, Beleuchtung, Halle, 

2.	 technische Fachkräfte mit bestandenem fachrichtungs­
spezifischen Teil der Prüfung nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 in Ver­
bindung mit den §§ 5, 6 oder 7 der Verordnung über die 
Prüfung zum anerkannten Abschluss „Geprüfter Meister 
für Veranstaltungstechnik/Geprüfte Meisterin für Veran­
staltungstechnik“ in den Fachrichtungen Bühne/Studio, 
Beleuchtung, Halle in der jeweiligen Fachrichtung, 

3.	 Diplomingenieure der Fachrichtung Theater- und Ver­
anstaltungstechnik mit mindestens einem Jahr Berufs­
erfahrung im technischen Betrieb von Bühnen, Studios 
oder Mehrzweckhallen in der jeweiligen Fachrichtung, de­
nen die Industrie- und Handelskammer zu Berlin ein Befä­
higungszeugnis nach Anlage 1 ausgestellt hat, 

4.	 technische Fachkräfte, die den Befähigungsnachweis nach 
den bis zum In-Kraft-Treten dieser Verordnung geltenden 
Vorschriften erworben haben. 

Auf Antrag stellt die Industrie- und Handelskammer zu Berlin 
den in Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 genannten Personen ein Befähi­
gungszeugnis nach Anlage 1 aus. Die in einem anderen Land 
der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Befähigungs­
zeugnisse werden anerkannt. 

(2) Ausbildungen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Eu­
ropäischen Union oder einem Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum erworben und durch 
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ein Zeugnis nachgewiesen werden, sind entsprechend den 
Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG den in Absatz 1 ge­
nannten Ausbildungen gleichgestellt. 

§ 40  
Aufgaben und Pflichten der Verantwortlichen 
für Veranstaltungstechnik, technische Probe 

(1) Die Verantwortlichen für Veranstaltungstechnik müssen mit 
den bühnen-, studio- und beleuchtungstechnischen und sonsti­
gen technischen Einrichtungen der Versammlungsstätte ver­
traut sein und deren Sicherheit und Funktionsfähigkeit, insbe­
sondere hinsichtlich des Brandschutzes, während des Betriebes 
gewährleisten. 

(2) Beim Auf- oder Abbau technischer Einrichtungen von 
Großbühnen oder Szenenflächen mit mehr als 200 m2 Grund­
fläche oder in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Besucher­
plätzen sowie bei wesentlichen Wartungs- und Instandset­
zungsarbeiten an diesen technischen Einrichtungen und bei 
technischen Proben muss mindestens ein Verantwortlicher für 
Veranstaltungstechnik anwesend sein. 

(3) Bei Generalproben, Veranstaltungen, Sendungen oder Auf­
zeichnungen von Veranstaltungen auf Großbühnen oder Sze­
nenflächen mit mehr als 200 m2 Grundfläche oder in Mehr­
zweckhallen mit mehr als 5 000 Besucherplätzen müssen min­
destens ein Verantwortlicher für Veranstaltungstechnik der 
Fachrichtung Bühne/Studio oder der Fachrichtung Halle sowie 
ein Verantwortlicher für Veranstaltungstechnik der Fachrich­
tung Beleuchtung anwesend sein. 

(4) Bei Szenenflächen mit mehr als 50 m2 und nicht mehr als 
200 m2 Grundfläche oder in Mehrzweckhallen mit nicht mehr 
als 5 000 Besucherplätzen müssen die Aufgaben nach den Ab­
sätzen 1 bis 3 zumindest von einer Fachkraft für Veranstal­
tungstechnik mit abgeschlossener Berufsausbildung gemäß der 
Verordnung über die Ausbildung zur Fachkraft für Ver­
anstaltungstechnik und mindestens drei Jahren Berufserfah­
rung wahrgenommen werden. 

(5) Bei Großbühnen sowie bei Szenenflächen mit mehr als 
200 m2 Grundfläche und bei Gastspielveranstaltungen mit ei­
genem Szenenaufbau in Versammlungsräumen muss vor der 
ersten Veranstaltung eine nichtöffentliche technische Probe mit 
vollem Szenenaufbau und voller Beleuchtung stattfinden. Die­
se technische Probe ist der Bauaufsichtsbehörde mindestens 
24 Stunden vorher anzuzeigen. Beabsichtigte wesentliche Än­
derungen des Szenenaufbaues nach der technischen Probe sind 
der zuständigen Bauaufsichtsbehörde rechtzeitig anzuzeigen. 
Die Bauaufsichtsbehörde kann auf die technische Probe ver­
zichten, wenn dies nach der Art der Veranstaltung oder nach 
dem Umfang des Szenenaufbaues unbedenklich ist. 

§ 41  
Brandsicherheitswache, Sanitäts- und Rettungsdienst 

(1) Bei Veranstaltungen mit erhöhten Brandgefahren hat der 
Betreiber eine Brandsicherheitswache einzurichten. 

(2) Bei jeder Veranstaltung auf Großbühnen sowie Szenen­
flächen mit mehr als 200 m2 Grundfläche muss eine Brandsi­
cherheitswache der Feuerwehr anwesend sein. Den Anweisun­
gen der Brandsicherheitswache ist zu folgen. Eine Brandsi­
cherheitswache der Feuerwehr ist nicht erforderlich, wenn die 
Brandschutzdienststelle dem Betreiber bestätigt, dass er über 
eine ausreichende Zahl ausgebildeter Kräfte verfügt, die die 
Aufgaben der Brandsicherheitswache wahrnehmen. 

(3) Veranstaltungen mit voraussichtlich mehr als 5 000 Besu­
chern sind den für den Brandschutz sowie den Sanitäts- und 
Rettungsdienst zuständigen Behörden rechtzeitig anzuzeigen. 

§ 42  
Brandschutzordnung, Feuerwehrpläne 

(1) Der Betreiber oder ein von ihm Beauftragter hat im Einver­
nehmen mit der Brandschutzdienststelle eine Brand­
schutzordnung aufzustellen und durch Aushang bekannt zu 
machen. In der Brandschutzordnung sind insbesondere die Er­
forderlichkeit und die Aufgaben eines Brandschutzbeauftrag­
ten und der Kräfte für den Brandschutz sowie die Maßnahmen 
festzulegen, die zur Rettung Behinderter, insbesondere 
Rollstuhlbenutzer, erforderlich sind. 

(2) Das Betriebspersonal ist bei Beginn des Arbeitsverhält­
nisses und danach mindestens einmal jährlich zu unterweisen 
über 

1.	 die Lage und die Bedienung der Feuerlöscheinrichtungen 
und -anlagen, Rauchabzugsanlagen, Brandmelde- und 
Alarmierungsanlagen und der Brandmelder- und Alarm­
zentrale, 

2.	 die Brandschutzordnung, insbesondere über das Verhalten 
bei einem Brand oder bei einer Panik, und 

3.	 die Betriebsvorschriften. 

Den Brandschutzdienststellen ist Gelegenheit zu geben, an der 
Unterweisung teilzunehmen. Über die Unterweisung ist eine 
Niederschrift zu fertigen, die der Bauaufsichtsbehörde auf Ver­
langen vorzulegen ist. 

(3) Im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle sind 
Feuerwehrpläne anzufertigen und der örtlichen Feuerwehr zur 
Verfügung zu stellen. 

§ 43  
Sicherheitskonzept, Ordnungsdienst 

(1) Erfordert es die Art der Veranstaltung, hat der Betreiber ein 
Sicherheitskonzept aufzustellen und einen Ordnungsdienst ein­
zurichten. 

(2) Für Versammlungsstätten mit mehr als 5 000 Besucher­
plätzen hat der Betreiber im Einvernehmen mit den für Si­
cherheit oder Ordnung zuständigen Behörden ein Sicherheits­
konzept aufzustellen. Im Sicherheitskonzept sind die Mindest­
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zahl der Kräfte des Ordnungsdienstes gestaffelt nach Besu­
cherzahlen und Gefährdungsgraden sowie die betrieblichen Si­
cherheitsmaßnahmen und die allgemeinen und besonderen Si­
cherheitsdurchsagen festzulegen. 

(3) Der nach dem Sicherheitskonzept erforderliche Ordnungs­
dienst muss unter der Leitung eines vom Betreiber oder Veran­
stalter bestellten Ordnungsdienstleiters stehen. 

(4) Der Ordnungsdienstleiter und die Ordnungsdienstkräfte
sind für die betrieblichen Sicherheitsmaßnahmen verantwort­
lich. Sie sind insbesondere für die Kontrolle an den Ein- und 
Ausgängen und den Zugängen zu den Besucherblöcken, die 
Beachtung der maximal zulässigen Besucherzahl und der An­
ordnung der Besucherplätze, die Beachtung der Verbote des 
§ 35, die Sicherheitsdurchsagen sowie für die geordnete Eva­
kuierung im Gefahrenfall verantwortlich. 

Teil 5 
Zusätzliche Bauvorlagen 

§ 44  
Zusätzliche Bauvorlagen, Bestuhlungs- und 

Rettungswegeplan 

(1) Mit den Bauvorlagen ist ein Brandschutzkonzept vorzule­
gen, in dem insbesondere die maximal zulässige Zahl der Be­
sucher, die Anordnung und Bemessung der Rettungswege und 
die zur Erfüllung der brandschutztechnischen Anforderungen 
erforderlichen baulichen, technischen und betrieblichen Maß­
nahmen dargestellt sind. 

(2) Für die nach dieser Verordnung erforderlichen technischen 
Einrichtungen sind besondere Pläne, Beschreibungen und 
Nachweise vorzulegen. 

(3) Mit den bautechnischen Nachweisen sind Standsicherheits­
nachweise für dynamische Belastungen vorzulegen. 

(4) Der Verlauf der Rettungswege im Freien, die Zufahrten und 
die Aufstell- und Bewegungsflächen für die Einsatz- und Ret­
tungsfahrzeuge sind in einem besonderen Außenanlagenplan 
darzustellen. 

(5) Die Anordnung der Sitz- und Stehplätze, einschließlich der 
Plätze für Rollstuhlbenutzer, der Bühnen-, Szenen- oder Spiel­
flächen sowie der Verlauf der Rettungswege sind in einem Be­
stuhlungs- und Rettungswegeplan im Maßstab von mindestens 
1 : 200 darzustellen. Sind verschiedene Anordnungen vorgese­
hen, so ist für jede ein besonderer Plan vorzulegen. 

§ 45  
Gastspielprüfbuch 

(1) Für den eigenen, gleichbleibenden Szenenaufbau von wie­
derkehrenden Gastspielveranstaltungen kann auf schriftlichen 
Antrag ein Gastspielprüfbuch erteilt werden. 

(2) Das Gastspielprüfbuch muss dem Muster der Anlage 2 ent­

sprechen. Der Veranstalter ist durch das Gastspielprüfbuch von 
der Verpflichtung entbunden, an jedem Gastspielort die Sicher­
heit des Szenenaufbaues und der dazu gehörenden technischen 
Einrichtungen erneut nachzuweisen. 

(3) Das Gastspielprüfbuch wird von der unteren Bauaufsichts­
behörde erteilt, in deren Bezirk die erste Veranstaltung oder die 
erste nichtöffentliche technische Probe mit vollem Szenen­
aufbau und voller Beleuchtung stattfindet. Die Geltungsdauer 
ist auf die Dauer der Tournee zu befristen und kann auf schrift­
lichen Antrag verlängert werden. Vor der Erteilung ist eine 
technische Probe durchzuführen. Die in einem anderen Land 
der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Gastspielprüf­
bücher werden anerkannt. 

(4) Das Gastspielprüfbuch ist der für den Gastspielort zu­
ständigen Bauaufsichtsbehörde rechtzeitig vor der ersten Ver­
anstaltung am Gastspielort vorzulegen. Werden für die Gast­
spielveranstaltung Fliegende Bauten genutzt, ist das Gastspiel­
prüfbuch mit der Anzeige der Aufstellung der Fliegenden Bau­
ten vorzulegen. Die ordnungsbehördlichen Befugnisse nach 
der Brandenburgischen Bauordnung bleiben unberührt. 

Teil 6 
Bestehende Versammlungsstätten 

§ 46  
Anwendung der Vorschriften auf bestehende 

Versammlungsstätten 

(1) Die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Verordnung be­
stehenden Versammlungsstätten mit mehr als 5 000 Besucher­
plätzen sind innerhalb von zwei Jahren folgenden Vorschriften 
anzupassen: 

1.	 Kennzeichnung der Ausgänge und Rettungswege (§ 6 
Abs. 6), 

2.	 Sitzplätze (§ 10 Abs. 2 und § 33 Abs. 2), 

3.	 Lautsprecheranlage (§ 20 Abs. 2 und § 26 Abs. 1), 

4.	 Einsatzzentrale für die Polizei (§ 26 Abs. 2), 

5.	 Abschrankung von Besucherbereichen (§ 27 Abs. 1 und 3), 

6.	 Wellenbrecher (§ 28), 

7.	 Abschrankung von Stehplätzen vor Szenenflächen (§ 29). 

(2) Auf die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Verordnung 
bestehenden Versammlungsstätten sind die Betriebsvorschrif­
ten entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Bauaufsichtsbehörde hat Versammlungsstätten in Zeit­
abständen von höchstens drei Jahren zu prüfen. Dabei ist auch 
die Einhaltung der Betriebsvorschriften zu überwachen und 
festzustellen, ob die vorgeschriebenen wiederkehrenden Prü­
fungen fristgerecht durchgeführt und etwaige Mängel beseitigt 
worden sind. Den Ordnungsbehörden, der Gewerbeaufsicht 
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und der Brandschutzdienststelle ist Gelegenheit zur Teilnahme 
an den Prüfungen zu geben. 

Teil 7 
Schlussvorschriften 

§ 47  
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 der Brandenburgischen 
Bauordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1.	 entgegen § 31 Abs. 1 die Rettungswege auf dem Grundstück, 
die Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen nicht frei 
hält, 

2.	 entgegen § 31 Abs. 2 die Rettungswege in der Versamm­
lungsstätte nicht frei hält, 

3.	 entgegen § 31 Abs. 3 Türen in Rettungswegen verschließt 
oder fest stellt, 

4.	 entgegen § 32 Abs. 1 die Zahl der genehmigten Besucher­
plätze überschreitet oder die genehmigte Anordnung der 
Besucherplätze ändert, 

5.	 entgegen § 33 Abs. 1 bis 5 andere als die dort genannten 
Materialien verwendet oder entgegen § 33 Abs. 6 bis 8 an­
bringt, 

6.	 entgegen § 34 Abs. 1 bis 3 Ausstattungen auf der Bühne 
aufbewahrt oder nicht von der Bühne entfernt, 

7.	 entgegen § 34 Abs. 4 pyrotechnische Gegenstände, brenn­
bare Flüssigkeiten oder anderes brennbares Material außer­
halb der dafür vorgesehenen Magazine aufbewahrt, 

8.	 entgegen § 35 Abs. 1 und 2 raucht oder offenes Feuer, 
brennbare Flüssigkeiten oder Gase, explosionsgefährliche 
Stoffe oder pyrotechnische Gegenstände verwendet, 

9.	 entgegen § 36 Abs. 4 die Sicherheitsbeleuchtung nicht in 
Betrieb nimmt, 

10. entgegen § 37 Laseranlagen in Betrieb nimmt, 

11. als Betreiber, Veranstalter oder beauftragter Veranstaltungs­
leiter entgegen § 38 Abs. 2 während des Betriebes nicht 
anwesend ist, 

12. als Betreiber, Veranstalter oder beauftragter Veranstaltungs­
leiter entgegen § 38 Abs. 4 den Betrieb der Versammlungs­
stätte nicht einstellt, 

13. entgegen § 40 Abs. 2 bis 4 als Betreiber, Veranstalter oder 
beauftragter Veranstaltungsleiter den Betrieb von Bühnen 
oder Szenenflächen zulässt, ohne dass die erforderlichen 
Verantwortlichen oder Fachkräfte für Veranstaltungstech­
nik anwesend sind oder wer als Verantwortlicher oder 
Fachkraft für Veranstaltungstechnik die Versammlungsstät­
te während des Betriebes verlässt, 

14. als Betreiber entgegen § 41 Abs. 1 und 2 nicht für die 
Durchführung der Brandsicherheitswache sorgt oder entge­
gen § 41 Abs. 3 die Veranstaltung nicht anzeigt, 

15. als Betreiber oder Veranstalter die nach § 42 Abs. 2 vorge­
schriebenen Unterweisungen unterlässt, 

16. als Betreiber oder Veranstalter entgegen § 43 Abs. 1 bis 3 
keinen Ordnungsdienst oder keinen Ordnungsdienstleiter 
bestellt, 

17. als Ordnungsdienstleiter oder Ordnungsdienstkraft entge­
gen § 43 Abs. 3 oder 4 seinen Aufgaben nicht nachkommt, 

18. als Betreiber einer der Anpassungspflichten nach § 46 
Abs. 1 nicht oder nicht fristgerecht nachkommt. 

§ 48  
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2002 in Kraft. Gleichzei­
tig tritt die Technische Fachkräfteverordnung vom 27. April 
1995, zuletzt geändert durch die Verordnung vom 1. März 2000 
(GVBl. II S. 72 ), außer Kraft. 

Potsdam, den 26. August 2002 

Der Minister für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr 

Hartmut Meyer 
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Anlage 1 zur BbgVStättV 

geboren am 

in 

hat die Eignung als 

Bühne/Studio 
Beleuchtung 

Halle 

Ausstellende Behörde 

(Unterschrift) 

(Innenseite) 

(Unterschrift des Inhabers) 

(Außenseite) 

Befähigungszeugnis 
als 

für 

Herr/Frau 

gegenwärtige Anschrift 

Verantwortliche/r für Veranstaltungstechnik 

der Fachrichtung 

nach § 39 der Brandenburgischen Versammlungsstätten­
verordnung nachgewiesen. 

Befähigungszeugnis-Nr.: 

(Siegel) 

Ort, den 

(Foto) 

Verantwortliche/r 

Veranstaltungstechnik 

Inhalt, Größe und grafische Anordnung der Anlagen 1 und 2 zur BbgVStättV sind verbindlich. Im Übrigen bleibt die drucktechnische Ausfüh­
rung dem Hersteller der Vordrucke überlassen. Als amtliches Befähigungszeugnis kann auch ein Ausweis im Format 5,4 cm mal 8,6 cm mit 
den erforderlichen Daten ausgestellt werden. 
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Anlage 2 zur BbgVStättV 

GASTSPIELPRÜFBUCH 
nach § 45 der Brandenburgischen Versammlungsstättenverordnung 

Gastspielveranstaltung: 

Art der Veranstaltung: 

Veranstalter: 

Straße/Hausnummer: 

PLZ: 

Telefonnummer: 

Ort: 

Fax: 

Email: 

das Gastspielbuch gilt bis zum: 

Auf der Grundlage der Angaben in diesem Gastspielprüfbuch, evtl. Auflagen und einer nichtöffentlichen Probe 

am 

in der Veranstaltungsstätte 

ist der Nachweis der Sicherheit der Gastspielveranstaltung erbracht. 

Dieses Gastspielprüfbuch ist in drei Ausfertigungen ausgestellt worden, davon verbleibt eine Ausfertigung bei der ausstellenden Be­
hörde 

ausgestellt am: 

durch: 
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Name des Geschäftsführers/Vertreters des Veranstalters: 

(Anschrift, falls diese nicht mit der des Veranstalters identisch ist.) 

Straße/Hausnummer: 

PLZ: Ort: 

Telefonnummer: Fax: 

Email: 

Dieses Gastspielprüfbuch hat fünf Seiten und folgende Anhänge: 

❑	 ..... Seiten statische Berechnungen (Anhang 1) 
❑	 ..... Seiten Angaben über das Brandverhalten der Materialien (Anhang 2) 
❑	 ..... Seiten Angaben über die feuergefährlichen Handlungen (Anhang 3) 
❑	 ..... Seiten Angaben über pyrotechnische Effekte (Anhang 4) 
❑	 ..... Seiten Sonstige Angaben z. B. über Prüfzeugnisse, Baumuster (Anhang 5) 
❑	 ..... Seiten 
❑ ..... Seiten 
❑ ..... Seiten 

Veranstaltungsleiter gemäß § 38 Abs. 2 und 5 der BbgVStättV für die geplanten Gastspiele ist


Herr/Frau:


Verantwortliche für Veranstaltungstechnik der Fachrichtung nach § 40 der BbgVStättV sind:


1.	 Bühne/Studio: 

Herr/Frau: 

Befähigungszeugnis-Nr.: 

Ausstellungsdatum: 

ausstellende Behörde: 

2.	 Halle: 

Herr/Frau: 

Befähigungszeugnis-Nr.: 

Ausstellungsdatum: 

ausstellende Behörde: 

3.	 Beleuchtung: 

Herr/Frau: 

Befähigungszeugnis-Nr.: 

Ausstellungsdatum: 

ausstellende Behörde: 

4.	 Fachkraft für Veranstaltungstechnik (§ 40 Abs. 4 BbgVStättV): 
Bei Szenenflächen mit nicht mehr als 200 m2 Grundfläche 

Herr/Frau: 
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1. Ausführliche Beschreibung der Veranstaltung 

(Angaben zur Veranstaltungsart zu den vorgesehenen Gastspielen, zur Anzahl der Mitwirkenden, zu feuergefährlichen Handlun­
gen, pyrotechnischen Effekten, anderen technischen Einrichtungen, z. B. Laser, zur Ausstattung, zum Ablauf der Veranstaltung und 
zu sonstigen Vorgängen, die Maßnahmen zur Gefahrenabwehr erforderlich machen.) 

2. Darstellung der Aufbauten, Ausstattungen, technischen Einrichtungen 

(Die Aufbauten und Ausstattungen sind zu beschreiben, zeichnerisch ist der Bühnenaufbau mindestens durch einen Grundriss und 
möglichst durch einen Schnitt darzustellen. Werden Ausrüstungen in größerem Umfang gehangen, ist ein Hängeplan erforderlich, 
auf bewegliche Teile der Dekoration und zum Aufbau gehörende maschinen- und elektrotechnische Einrichtungen und die damit 
verbundenen Gefahren ist hinzuweisen. Es sind Angaben zu mitgeführten Bühnen/Szenenflächen, Zuschauertribünen und Bestuh­
lungen zu machen, sonstige Angaben.) 
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3.	 Gefährdungsanalyse 

a)	 Bei gefährlichen szenischen Vorgängen ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen. Gefährliche szenische Vorgänge sind z. B. 
offene Verwandlungen, maschinentechnische Bewegungen, künstlerische Tätigkeiten im oder über dem Zuschauerbereich 

•	 Beschreibung der gefährlichen szenischen Handlung: 

•	 Unterwiesene Personen: 

•	 Schutzmaßnahmen: 

•	 Einweisung vor jeder Probe und Vorstellung erforderlich: ❑ ja ❑ nein 

b)	 Vor dem Einsatz gefährlicher szenischer Einrichtungen ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen. 

Gefährliche szenische Einrichtungen sind Geräte, Einrichtungen und Einbauten in kritischen Bereichen von Bühnen, Szenen­
flächen und Zuschauerbereichen, z. B. Unterbauen des Schutzvorhangs, Anordnung von Regieeinrichtungen, Vorführgeräten, 
Scheinwerfern, Kameras, Laseranlagen usw. im Zuschauerraum, Leitungsverbindungen zwischen Brandabschnitten. 

•	 Geräte, Einrichtungen und Einbauten: 

•	 Unterbauen des Schutzvorhangs: 

• 	Ortsveränderliche technische Einrichtungen

im Zuschauerraum:


•	 Laseranlagen/Standort: 

•	 Leitungsverbindungen: 

•	 Sonstiges: 
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4. Auflagen 

5. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift 

bei 

in 

einzulegen. 

, den 

(Dienstsiegel) (Behörde) 



532 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 23 vom 12. September 2002 

- Seite 6 ­

Anhang 1 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

Standsicherheitsnachweis *) 

(ggf. Hinweis auf beigefügte statische Berechnungen) 

*) ggf. weitere Seiten anfügen 



= 
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Anhang 2 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

Baustoff- und Materialliste 

In der BbgVStättV werden an die zur Verwendung kommenden Baustoffe und Materialien brandschutztechnische Anforderungen ge­
stellt. Folgende Mindestanforderungen sind zu erfüllen: 

Ort: 
Gegenstand 

Szenenfläche ohne 
automatische 
Feuerlöschanlage 

Szenenfläche mit 
automatischer 
Feuerlöschanlage 

Großbühne Zuschauerraum 
und Nebenräume 

Foyers 

Szenenpodien: 
Fußboden/Bodenbeläge 

B 2 B 2 B 2 B 2 B 2 

Szenenpodien: 
Unterkonstruktion 

A 1 A 1 A 1 A 1 A 1 

Vorhänge 
B 1 B 1 B 1 - -

Ausstattungen 
B 1 B 2 B 2 - -

Requisiten 
B 2 B 2 B 2 - -

Ausschmückungen 
B 1 B 1 B 1 B 1 B 1 

Erläuterungen: 

Nach DIN 4102 Teil 1 gelten für Baustoffe folgende Bezeichnungen: 

nichtbrennbare Baustoffe: A 1 
nichtbrennbare Baustoffe mit brennbaren Bestandteilen: A 2 
schwerentflammbare Baustoffe: B 1 
normalentflammbare Baustoffe: B 2 

Soweit die eingesetzten Materialien keine Baustoffe sind, werden die Bezeichnungen entsprechend den für Baustoffe geltenden Klassi­
fizierungen verwendet. Für Textilien und Möbel sind die Klassifizierungen und Prüfungen nach den dafür geltenden DIN-Normen 
nachzuweisen. 
Ort bezeichnet den Einsatzort des Baustoffes oder Materials: 

B = Bühne Z = Zuschauerraum 
S = Szenenfläche (bei Versammlungsstätten mit Bühnenhaus) 
SmF = Szenenfläche mit automatischer Feuerlöschanlage V = Versammlungsraum 
SoL = Szenenfläche ohne automatische Feuerlöschanlage F = Foyer 

Ist das Material nach DIN klassifiziert oder durch ein Prüfzeichen zugelassen, so ist der Feuerschutz ausreichend dokumentiert. An­
sonsten ist das Material mit Feuerschutzmitteln zu behandeln, durch die die Zuordnung zu einer angestrebten Baustoffklasse erreicht 
werden kann. 

Für Baustoffe sind die Verwendungsnachweise nach den §§ 20 ff. der Brandenburgischen Bauordnung zu führen. 
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(noch Anhang 2) 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

Zur Verwendung kommen folgende Baustoffe und Materialien *): 

Baustoff oder Material Feuerschutz 

lfd. Nr. Beschreibung Baustoffklasse Ort Klassifizie- Feuerschutz­ damit aufgebracht 
A 1, A 2, rung nach mittel/Prüf- erreichte am 
B 1, B 2 DIN/Prüf-

zeichen 
zeichen Baustoffklasse 

*) ggf. weitere Seiten anfügen 
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Anhang 3 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

Angaben über feuergefährliche Handlungen 

Dieser Anhang ist erforderlich, wenn auf der Bühne/Szenenfläche oder im Versammlungsraum szenisch bedingt geraucht oder offenes 
Feuer verwendet wird. Feuergefährliche Handlungen sind der zuständigen Behörde am Gastspielort anzuzeigen. Für feuergefährliche 
Handlungen, von denen eine besondere Gefahr wegen ihrer Art oder der Nähe des Abbrennortes zu Ausstattungen oder Personen aus­
geht, ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen. Für die Einhaltung der sich daraus ergebenden Auflagen ist der Veranstalter verant­
wortlich. 

Handlungen mit offenem Feuer *) 

Zeitpunkt im 
Ablauf 

Anzahl Art 
(Zigarette, 
Kerze o. Ä.) 

Szenischer 
Ablauf (Ablauf 
der Aktion) 

Ort auf der 
Bühne/Szenen-
fläche 

Löschen/ 
Aschablage 

Nummer der 
Gefährdungs­
analyse 

Erläuterungen: 

Der Zeitpunkt im Ablauf kann, je nach Veranstaltungstyp, in Akten, Szenen, Bildern, Programmpunkten oder Musikstücken oder in 
Minuten von einer Nullzeit ausgehend, angegeben werden. Unter Anzahl ist die Stückzahl der zu diesem Zeitpunkt entzündeten Effek­
te einzutragen. Art bezeichnet den Typ des Effektes, z. B. Zigarette, Kerze, Fackel, Brennpaste, Gas usw.. Ort auf der Bühne/Szenen-
fläche bezeichnet, in welchem Teilraum oder auf welcher Teilfläche die Aktion hauptsächlich stattfindet. Unter Löschen/Aschablage 
sind die Vorrichtungen einzutragen, die für das sichere Löschen der feuergefährlichen Gegenstände oder für die Ablage der Asche vor­
gesehen sind. 

*) ggf. weitere Seiten anfügen 
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(noch Anhang 3) 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

brandschutztechnische Gefährdungsanalyse *) 

(Für feuergefährliche Handlungen, von denen eine besondere Gefahr wegen ihrer Art oder der Nähe des Abbrennortes zu Ausstattun­
gen oder Personen ausgeht, ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen). 

Feuergefährliche Handlungen 

Gefahren durch: ❑ Flammbildung 

❑ Funkenflug 

❑ Blendung 

❑ Wärmestrahlung 

❑ Abtropfen heißer Schlacke 

❑ Druckwirkung 

❑ Splittereinwirkung 

❑ Staubablagerung 

❑ Schallwirkung 

❑ Gegenseitige Beeinflussung verschiedener Effekte 

❑ Gesundheitsgefährdende Gase, Staube, Dämpfe, Rauch 

Schutzmaßnahmen:	 Abstände zu Personen: 

Abstände zu Dekorationen: 

Unterwiesene Personen: 

Lösch- u. Feuerbekämpfungsmittel: 

Sonstige Maßnahmen: 

*) ggf. weitere Seiten anfügen 
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Anhang 4 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

Angaben über die pyrotechnischen Effekte 

Diese Anlage ist erforderlich, wenn auf der Bühne/Szenenfläche oder im Versammlungsraum szenisch bedingte pyrotechnische Effek­
te durchgeführt werden. Pyrotechnische Effekte sind der zuständigen Behörde anzuzeigen und bedürfen der Genehmigung. Für pyro­
technische Effekte, von denen eine besondere Gefahr wegen ihrer Art oder der Nähe des Abbrennortes zu Ausstattungen oder Personen 
ausgeht, ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen. Für die Einhaltung der sich daraus ergebenden Auflagen ist der Veranstalter ver­
antwortlich. 

Pyrotechnische Effekte der Klassen III, IV und T2 dürfen nur von verantwortlichen Personen im Sinne der §§ 19 und 21 SprengG 
durchgeführt werden. Pyrotechnische Gegenstände der Klassen I, II und T1 dürfen auch von Personen ohne Befähigungsschein ver­
wendet werden, wenn sie vom Veranstalter hierzu beauftragt sind. 

Nach Sprengstoffrecht verantwortliche Personen: 

Erlaubnisscheininhaber: 

Name, Vorname: 

Erlaubnisschein-Nr.: 

Ausstellungsdatum: 

ausstellende Behörde: 

Befähigungsscheininhaber: 

Name, Vorname: 

Befähigungsschein-Nr.: 

Ausstellungsdatum: 

ausstellende Behörde: 

Beauftragte Person: 
(nur Klasse I, II, T1) 

Herr/Frau: 
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(noch Anhang 4) 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

Pyrotechnische Effekte *) 

lfd. Nr. Zeitpunkt im 
Ablauf 

Anzahl Art des Effektes BAM-
Nummer 

Ort auf der 
Bühne/Szenen-
fläche 

Dauer des 
Effektes 

Nummer der 
Gefährdungs­
analyse 

Erläuterungen: 

Unter lfd. Nr. sind die vorgesehenen Effekte fortlaufend in der Reihenfolge des Abbrennens zu nummerieren. Der Zeitpunkt im Ablauf 
kann, je nach Veranstaltungstyp, in Akten, Szenen, Bildern, Programmpunkten oder Musikstücken oder in Minuten von einer Nullzeit 
ausgehend, angegeben werden. Unter Anzahl ist die Stückzahl der zu diesem Zeitpunkt gezündeten, identischen Effekte einzutragen. 
Art bezeichnet den Typ des Effektes (Bühnenblitz, Fontäne o. a.). BAM-Nummer meint das Zulassungszeichen der Bundesanstalt für 
Materialprüfung. Bei Ort auf der Bühne/Szenenfläche ist anzugeben, wo die Effekte gezündet werden. Dauer des Effektes bezeichnet 
die Zeitspanne vom Zünden des Effektes bis zum endgültigen Verlöschen in Sekunden. Bei extrem kurzzeitigen Effekten, wie Blitzen 
oder Knallkörpern, ist eine „0“ einzutragen. 

*) ggf. weitere Seiten anfügen 
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(noch Anhang 4) 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

pyrotechnische Gefährdungsanalyse *) 

(Vor dem Einsatz pyrotechnischer Effekte ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen.) 

Pyrotechnische Effekte 

Gefahren durch: ❑ Flammbildung 

❑ Funkenflug 

❑ Blendung 

❑ Wärmestrahlung 

❑ Abtropfen heißer Schlacke 

❑ Druckwirkung 

❑ Splittereinwirkung 

❑ Staubablagerung 

❑ Schallwirkung 

❑ Gegenseitige Beeinflussung verschiedener Effekte 

❑ Gesundheitsgefährdende Gase, Staube, Dämpfe, Rauch 

Schutzmaßnahmen:	 Abstände zu Personen: 

Abstände zu Dekorationen: 

Unterwiesene Personen: 

Lösch- u. Feuerbekämpfungsmittel: 

Sonstige Maßnahmen: 

*) ggf. weitere Seiten anfügen 
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Anhang 5 

zum Gastspielprüfbuch 
Titel der Gastspielveranstaltung 

Sonstige Angaben 

Für folgende Bauprodukte liegen Prüfzeugnisse vor: 

Für folgende Fliegende Bauten liegen Ausführungsgenehmigungen vor: 

Herausgeber: Minister der Justiz und für Europaangelegenheiten des Landes Brandenburg.

Der Bezugspreis beträgt jährlich 46,02 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.


Die Berechnung erfolgt im Namen und für Rechnung des Ministeriums der Justiz und für Europaangelegenheiten des Landes Brandenburg.

Die Kündigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulässig; sie mu§ bis spätestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.


Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige Anforderungen sind

an die Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.


Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Karl-Liebknecht-Stra§e 24–25, Haus 2,

14476 Golm (bei Potsdam), Telefon Potsdam (03 31) 56 89 - 0



